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2 VORBEMERKUNG 1

Die Herstellung der deutschen Einheit 
durch die Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion am 1.  Juli 1990 und der 
Beitritt der DDR zur Bundesrepublik 
Deutschland am 3. Oktober 1990 setzten 
in den neuen Ländern einen Adaptions- 
und Transformationsprozess in Gang, der 
alle gesellschaftlichen Bereiche, die Ar-
beit und das Leben der Menschen erfass-
te und sich über mehrere Generationen 
erstreckte. In den alten Ländern dage-
gen stellt sich die deutsche Vereinigung 
vor allem als Inkorporations- und Inte
grationsprozess dar, der zudem durch die 
Entwicklung der EU überlagert wird, ins-
besondere durch die Krisen, welche die 
europäische Integration und die Globali-
sierung in den letzten zehn Jahren beglei-

tet haben, sowie die Herausforderungen, 
die sich aus der größeren Rolle Deutsch-
lands in Europa ergeben. Insofern ist die 
Wahrnehmung der Vereinigungsproble-
matik in Ost und West grundverschie-
den, ebenso der Rückblick der Men-
schen auf die DDR und die frühere BRD. 
Dies zeigt sich in Differenzen bei der 
historischen Bewertung der deutschen 
Zweistaatlichkeit, aber auch in den von 
Missverständnissen, Verfälschungen 
und Fehlwahrnehmungen geprägten De-
batten um den Solidaritätszuschlag, den 
Solidarpakt, die Transferzahlungen, den 
Aufbau Ost, die Staatsverschuldung und 
anderes mehr. Die kontrovers verlaufen-
de Diskussion ist bis heute nicht abge-
schlossen. 

1  Die vorliegende Analyse der Prozesse, Zusammenhänge, 
Widersprüche und bisherigen Ergebnisse der Vereinigung 
Deutschlands, vom Herbst 1989 bis heute, stützt sich in eini-
gen Teilen auf das letzte zusammenfassende Kapitel zur ost-
deutschen Entwicklung im «Memorandum 2015» der Arbeits-
gruppe Alternative Wirtschaftspolitik. Für die vorliegende 
Ausarbeitung wurde die umfassende Literatur zur ostdeut-
schen Entwicklung und zu den Problemen der deutschen Ver-
einigung ausgewertet (vgl. Literaturverzeichnis im Anhang). 



31 KONVERGENZ UND DIVERGENZ

Lange Zeit bestimmten die wirtschaftli-
che Misere in den neuen Bundesländern 
sowie die Erfolge und Defizite, Gewinne 
und Kosten des Zusammenwachsens 
beider Landesteile den Vereinigungsdis-
kurs. Eine zentrale Rolle spielten dabei 
die anfangs getroffenen wirtschaftspoli-
tischen Entscheidungen, die Wirkungen 
der überstürzten Währungsunion, die fa-
talen Konsequenzen der Treuhandpolitik 
für die ostdeutsche Industrie, die Zerstö-
rung der Forschungslandschaft und an-
deres mehr, wodurch im Osten eine «Ver-
einigungskrise», im Westen dagegen ein 
«Vereinigungs-Boom» ausgelöst wurde. 
In der Folge erregten vor allem die hohe 
Arbeitslosigkeit und der nicht enden wol-
lende Ost-West-Exodus großer Bevölke-
rungsteile, die Fortschritte bei der Lohn-
angleichung und beim Konsum in den 
neuen Ländern bei gleichzeitiger Stagna-
tion der Reallöhne im Westen das öffent-
liche Interesse. 
Mit der Entfaltung der transfergestütz-
ten und staatlich subventionierten wirt-
schaftlichen Dynamik schien der Absturz 
der ostdeutschen Wirtschaft in den Jah-
ren 1990/91 überwunden und der Osten 
auf den richtigen Weg gebracht. Aber der 
Aufschwung erlahmte bereits Mitte der 
1990er Jahre und kam gegen Ende des 
Jahrzehnts, ohne dass das Konvergenz-
ziel erreicht wurde, weitgehend zum Er-
liegen. Seitdem sind bei der Angleichung 
an das Westniveau auf den meisten Ge-
bieten nur noch geringe Fortschritte zu 
verzeichnen. Weder gibt es im Osten (au-
ßer Berlin und in Ansätzen Leipzig) eine 
Metropolenregion noch große, überregi-
onale Wirtschaftscluster, eine nennens-
werte Anzahl von Großbetrieben oder 
Konzernzentralen (außer der Deutschen 

Bahn), die die Wertschöpfungsintensität 
fördern könnten. All dies ist – und bleibt 
auch künftig – im Altbundesgebiet kon-
zentriert, woraus sich das anhaltende 
West-Ost-Gefälle im Produktivitäts-, In-
novations-, Einkommens-, Vermögens- 
und Lebensniveau weitgehend erklärt. 
Aber auch im Westen eskalieren die so-
zialen und finanziellen Probleme, wächst 
die Polarisierung zwischen Arm und 
Reich sowie die regionale Differenzie-
rung. Die tiefen Ost-West-Unterschiede 
beim wirtschaftlichen Entwicklungsni-
veau sowie bei den Arbeits- und Lebens-
bedingungen der Menschen werden 
durch ein Süd-Nord-Gefälle ergänzt. Zu-
dem versagt die Politik bei der Lösung 
wichtiger Zukunftsfragen wie Energie-
wende, Infrastrukturausbau, Digitalisie-
rung, Bildung, Gesundheit, Pflege sowie 
Aufnahme und Integration von Flüchtlin-
gen. Auch versiegen allmählich die po-
sitiven Impulse aus der Vereinigung, die 
«Vereinigungsdividende» ist verschwun-
den, während bestimmte Belastungen 
fortbestehen. 
Das Verhältnis zwischen Ost und West 
ist bis heute nicht frei von Spannungen. 
Trotzdem bewerteten in einer Umfrage, 
die 25 Jahre nach dem Mauerfall durch-
geführt wurde, 75 Prozent der Ostdeut-
schen die Vereinigung im Rückblick vom 
Ergebnis her als positiv; bei den West-
deutschen sind es dagegen nur 48 Pro-
zent. Viele Menschen in Ostdeutschland 
sehen sich auch materiell als Gewinner 
der Einheit. Seit 1990 sind fast drei Jahr-
zehnte vergangen, und die Wahrneh-
mung des Umbruchs im Osten und der 
deutschen Einheit ist, verglichen mit 
früher, eine andere geworden. Dies ist 
einerseits auf die Zeit zurückzuführen: 



4 Inzwischen ist eine neue Generation 
herangewachsen, deren Problemsicht 
hauptsächlich von Gegenwarts- und Zu-
kunftsfragen bestimmt wird und weni-
ger von der Vergangenheit. Andererseits 
sind in der Zwischenzeit neue Probleme 
entstanden, die die alten überlagern. 
Neue Ansichten, Denkmuster, Lebenssti-
le und Zukunftserwartungen setzen sich 
durch, alte verlieren an Relevanz. Dazu 
gehört auch, dass die deutsch-deutsche 
Geschichte auf neue Art und Weise re-
flektiert und diskutiert wird.
Nach fast 30 Jahren sind die Menschen 
im Osten mehrheitlich im vereinigten 
Deutschland angekommen, obgleich ih-
re DDR-Herkunft bis heute in der Bun-
desrepublik als eine Art «Migrationshin-
tergrund» gilt. Für die Westdeutschen 
dagegen waren der Druck der Umstände 
und die Dynamik des Wandels viel gerin-
ger, weshalb viele glauben, immer noch 
in der alten Bundesrepublik zu leben. Mit 
der Akzeptanz der deutschen Einheit ist 
eine Blickverschiebung verbunden – von 
der Transformation zur Integration und 
von der Vergangenheit zur Gegenwart 
und Zukunft. Im Zentrum stehen heute 
die deutsche und europäische Integra-
tion, während die getrennte, da geteilte 
deutsche Vergangenheit in den Debat-
ten kaum mehr eine Rolle spielt. Dies be-
trifft auch den «Sozialismus», von dem 
63,4 Prozent der Ostdeutschen glauben, 

dass er eine «gute Idee» war, die «nur 
schlecht umgesetzt» wurde, während 
rund 60 Prozent der Westdeutschen ihn 
prinzipiell ablehnen. 
In der Zeit seit dem Beitritt der DDR sind 
die Konturen des vereinigten Deutsch-
land relativ klar, auch da, wo es immer 
noch deutliche Disparitäten und Ni-
veauunterschiede gibt. Hierzu gehören 
die unterschiedliche Dynamik der wirt-
schaftlichen, sozialen und demografi-
schen Entwicklung, die stabilen und sich 
reproduzierenden wirtschaftlichen und 
sozialen Diskrepanzen zwischen den 
Landesteilen sowie politische, weltan-
schauliche, religiöse, kulturelle und an-
dere Besonderheiten. Setzt man diese 
in Beziehung zum Vereinigungsprozess, 
so erweisen sie sich teilweise als Inte
grationsdefizite und Spätfolgen einer 
verfehlten, da einseitig an den Interes-
sen des westdeutschen Kapitals ausge-
richteten Vereinigungspolitik. Zum Teil 
resultieren sie aber auch aus säkularen 
Prozessen oder sind neueren Entwick-
lungen in der Welt geschuldet. Dies gilt 
zum Beispiel für das Süd-Nord-Gefälle in 
Deutschland, aber auch für Unterschie-
de in der Klassen- und Schichtzugehörig-
keit, bei der Religion, Kultur, hinsichtlich 
der Repräsentanz der Eliten in leitenden 
Funktionen in Politik, Wirtschaft und 
Wissenschaft sowie aktuell bei der Wahr-
nehmung der Migrationsaufgaben.



52 DIE WIDERSPRÜCHLICHE WIRTSCHAFTLICHE 
ENTWICKLUNG OSTDEUTSCHLANDS VOM HERBST 
1989 BIS HEUTE

Unterzieht man die Wirtschaftsdaten für 
Ost- und Westdeutschland einer verglei-
chenden Analyse, so ist, bezogen auf 
den Gesamtzeitraum seit 1990, durch-
aus ein Konvergenzprozess zu konstatie-
ren (vgl. Scheufele/Ludwig 2009; Busch 
2011). Im konkreten Verlauf zeigt sich 
jedoch, dass dieser Prozess weder kon-
tinuierlich und dynamisch noch gleich-
bleibend in dieselbe Richtung verlief. Es 
können unter dem Aspekt der Konver-
genz grob drei Phasen der wirtschaftli-
chen Entwicklung Ostdeutschlands un-
terschieden werden. 
Die erste Phase in den Jahren 1990/91 
war durch das Gegenteil einer Konver-
genz – durch den Absturz der ostdeut-
schen Wirtschaft – charakterisiert.2

Die zweite Phase von 1992 bis Mitte/
Ende der 1990er Jahre, die durch Auf-
holprozesse in der wirtschaftlichen Ent-
wicklung und damit durch eine wirksame 
Konvergenz wichtiger wirtschaftlicher In-
dikatoren gekennzeichnet war, aber bei 
den jeweiligen Indikatoren differenziert 
verlief. 
Die dritte Phase von etwa 1997 bis heu-
te, in der der Aufholprozess vor allem 
hinsichtlich der wirtschaftlichen Niveau-
kennziffern fast zum Stillstand gekom-
men ist. Seit der Jahrtausendwende 
und speziell nach der Wirtschaftskrise 
2008/09 unterscheiden sich die Wachs-
tumsraten in den neuen und den alten 
Bundesländern kaum noch voneinander. 
Dadurch bleibt der Ost-West-Abstand 
in den auf die Einwohner bzw. Beschäf-
tigten bezogenen relativen Größen etwa 
gleich, während er in den absoluten Grö-
ßen zum Teil noch angewachsen ist.

Die Absturz- und Zerstörungsphase 
1990/91
1990/91 gab es einen starken Einbruch 
der ostdeutschen Wirtschaft, während 
die westdeutsche Wirtschaft eine Son-
derkonjunktur mit hohen Wachstumsra-
ten und einem steilen Beschäftigungs-
anstieg erlebte (vgl. Hickel/Priewe 1994: 
22). Im Vergleich zum letzten DDR-Jahr 
1989 ging das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) der neuen Bundesländer 1991 auf 
76,5  Prozent zurück, die Bruttowert-
schöpfung des Verarbeitenden Gewer-
bes sank sogar auf weniger als die Hälfte 
(39 %). Damit nahm die Ost-West-Diver-
genz bei entscheidenden Kennziffern zu. 
So sank das relative Niveau Ostdeutsch-
lands im Vergleich zu Westdeutschland 
(jeweils = 100) 1991 gegenüber 1989 
bei der Arbeitsproduktivität (BIP je Er-
werbstätigen) von 44,2 auf 34,9 Prozent 
und beim BIP je Einwohner von 54,9 auf 
33,3 Prozent. Der stärkere Rückgang des 
relativen Niveaus des BIP je Einwohner 
im Vergleich zum BIP je Erwerbstätigen 
spiegelt den Einbruch des Arbeitsmarkts 
wider: Die Zahl der Erwerbstätigen 
fiel 1991 gegenüber 1989 von 8,9 auf 
6,8 Millionen (auf rund 76 %).Der Rück-
gang der Erwerbstätigenzahl um ein Vier-
tel in nur zwei Jahren führte zu einem 
sprunghaften Anstieg der Arbeitslosig-

2  Die folgenden quantitativen Angaben zur Wirtschaftsent-
wicklung Ostdeutschlands beziehen sich auf die neuen Bun-
desländer ohne Berlin. Sie beruhen vor allem auf den Daten 
des Statistischen Bundesamtes, des Arbeitskreises Volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnung der Länder, Ergebnissen der Um-
rechnung der Daten der DDR-Statistik auf die in der Bundes-
republik angewandte Methodik von Gerhard Heske (2005), 
Veröffentlichungen des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle 
und von Udo Ludwig (2017) sowie auf die Jahresberichte der 
Bundesregierung zum Stand der deutschen Einheit. 



6 keit: von einer zu vernachlässigenden 
Größe zur DDR-Zeit auf über 800.000 im 
Jahr 1991 und zu einer doppelt so hohen 
Arbeitslosenquote wie in den alten Bun-
desländern. 
Auf der Grundlage der hohen West-Ost-
Transferzahlungen, insbesondere im 
Rahmen des Fonds Deutsche Einheit, 
wurden schon mit Beginn des Vereini-
gungsprozesses beträchtliche Stimuli für 
einen erhöhten Verbrauch in Ostdeutsch-
land wirksam. Sie beförderten eine Ent-
wicklung entscheidender Nachfragegrö-
ßen bzw. Verwendungskennziffern des 
BIP, die sich von den regionalen Produk-
tionsleistungen stark unterschied (vgl. 
hierzu auch Abschnitt 6). Diese Prozesse 
in dieser ersten Phase des Vereinigungs-
prozesses spielen eine wichtige Rolle für 
eine realistische und differenzierte Ana-
lyse der gesamten wirtschaftlichen Ent-
wicklung der neuen Bundesländer und 
für eine kritische Bewertung der Vereini-
gungspolitik der Bundesregierung unter 
Helmut Kohl. 
Es ist kein Zufall und auch nicht auf die 
Schwierigkeiten zurückzuführen, die da-
mit zu tun haben, wenn man die in der 
DDR-Statistik ausgewiesenen Daten mit 
denen der Bundesrepublik vergleicht, 
dass alle offiziellen Berichte und Ana-
lysen der ostdeutschen Entwicklung 
auf dem Jahr 1991 als Basisjahr beru-
hen. Damit kann die herrschende Politik 
zwei Effekte für sich verbuchen. Erstens 
werden die verheerenden Folgen der 
Schocktherapie und vor allem der Tätig-
keit der Treuhandanstalt als Vollzugsor-
gan der westdeutschen Kapitalinteres-
sen weitgehend ausgeblendet. Zweitens 
werden die Ergebnisse der wirtschaftli-
chen Entwicklung in Ostdeutschland in 
der Zeit nach der Vereinigung in einem 
für eine seriöse Bewertung unzulässigen 

Maße beschönigt. In den Jahresberich-
ten zum Stand der deutschen Einheit, 
die die Bundesregierung jedes Jahr pub-
liziert, wird zum Beispiel als Ausdruck der 
guten Vereinigungspolitik der Zuwachs 
des BIP 1995 gegenüber 1991 um rund 
30 Prozent gefeiert, während die Tatsa-
che, dass er 1995 gegenüber dem letz-
ten vollständigen DDR-Jahr 1989 nur 
ein Prozent betrug, verschwiegen wird. 
Beim Wachstum der Bruttowertschöp-
fung des Verarbeitenden Gewerbes ist 
diese Diskrepanz noch weit größer. Bei 
einem Zuwachs 1995 gegenüber 1991 
um rund 25 Prozent war die Bruttowert-
schöpfung 1995 gegenüber 1989 um 
25 Prozent niedriger, das heißt, sie wies 
einen Rückgang von 25 Prozent auf (be-
rechnet nach Heske 2005: 249). Erst 
24 Jahre nach der deutschen Vereini-
gung wurde in den neuen Bundeslän-
dern wieder der Produktionsumfang des 
Verarbeitenden Gewerbes der DDR des 
Jahres 1989 erreicht.
Dafür, dass die Zusammenbruchpha-
se 1990/91 unbedingt zu berücksich-
tigen ist, spricht vor allem, dass sich in 
dieser Zeit infolge der fehlerhaften Ver-
einigungspolitik Bedingungen heraus-
gebildet haben, die die wirtschaftliche 
Konvergenz langfristig und tief greifend 
negativ beeinflusst haben und auch wei-
terhin beeinflussen werden und die kaum 
wieder rückgängig zu machen sind. Die-
se Bedingungen und Faktoren könnten 
grob folgendermaßen zusammengefasst 
werden:
–	� weitgehende Liquidierung der in der 

DDR bestehenden Großbetriebe und 
Herausbildung einer kleinteiligen Be-
triebsgrößenstruktur, umfassende 
Zerstörung regionaler, gesamtwirt-
schaftlicher und auch internationa-
ler Verflechtungen und Wertschöp-



7fungsketten und Umwandlung vieler 
Betriebe, die Bestandteile solcher Ver-
flechtungen und Wertschöpfungsket-
ten waren, in verlängerte Werkbänke 
westdeutscher Großunternehmen;

–	� Wegbrechen der Exportmärkte vor al-
lem in Russland und anderen Nachfol-
gestaaten der Sowjetunion sowie in 
anderen RGW-Ländern;3

–	� Beseitigung der meisten großen For-
schungszentren der Akademie der 
Wissenschaften und der Kombinate 
bei gleichzeitig starkem Rückgang der 
Anteile der Forschungs- und Entwick-
lungsausgaben an den Gesamtauf-
wendungen der Produktion sowie der 
in Forschung und Entwicklung (FuE) 
Beschäftigten an den Gesamtbeschäf-
tigten;

–	� eine beträchtliche Lücke zwischen der 
Größe des produzierten und des im 
Inland verwendeten BIP in den neu-
en Bundesländern – ständiger Über-
schuss des verwendeten BIP immer 
noch bei 15 bis 20 Prozent des produ-
zierten BIP (Ludwig 2017: 605).

Hier soll noch etwas näher auf die klein-
teilige Betriebsgrößenstruktur, die vor 
allem infolge der Schocktherapie und 
der rücksichtslosen Privatisierung der 
Treuhandanstalt (vgl. hierzu Abschnitt 4) 
entstanden ist, und auf einige damit zu-
sammenhängende Probleme und Konse-
quenzen eingegangen werden.4

Die insgesamt Beschäftigten verteilten 
sich 2016 in Ost- und in Westdeutsch-
land wie folgt auf die verschiedenen Be-
triebsgrößen (Angaben in Prozent):

Tabelle 1: Betriebsgrößenstrukturen 
in Ost und West nach Anzahl 
der Beschäftigten

Ost West

1–9 Beschäftigte 20 15

10–49 Beschäftigte 29 27

50–249 Beschäftigte 29 27

über 250 Beschäftigte 22 31

Quelle: IAB (2016): Betriebspanel Ostdeutsch-
land 2015

Der Beschäftigtenanteil der größeren Be-
triebe ab 250 Beschäftigten lag in West-
deutschland um 40 Prozent höher als in 
Ostdeutschland. Hier war der Anteil die-
ser Betriebe etwa gleich groß wie der der 
Kleinstbetriebe, während deren Anteil in 
Westdeutschland das Doppelte betrug. 
Dieser West-Ost-Unterschied steigt in-
nerhalb der letzten Gruppe (über 250 Be-
schäftigte) weiter an. In den Betrieben 
mit mehr als 500 Beschäftigten war der 
Beschäftigtenanteil mehr als doppelt 
so hoch wie in Ostdeutschland. Hinzu 
kommt, dass es in Ostdeutschland bis 
heute kaum Konzernzentralen mit wert-
schöpfungsintensiven Funktionen gibt. 
Im Verarbeitenden Gewerbe waren die-
se West-Ost-Größenunterschiede noch 
ausgeprägter. In der Betriebsgröße über 
1.000 MitarbeiterInnen lagen die Be-
schäftigtenanteile bei 27 Prozent bzw. 
12 Prozent.
Die Auswirkungen der Betriebsgrößen-
strukturen auf die Arbeitsproduktivität 
wird an den Produktivitätsunterschie-

3  RGW ist die Abkürzung für Rat für gegenseitige Wirtschafts-
hilfe, einer internationalen Organisation der sozialistischen 
Staaten unter Führung der Sowjetunion, die von 1949 bis 
1991 Bestand hatte.  4  Die folgenden Angaben wurden zu-
sammengestellt auf der Grundlage von: IAB-Betriebspanel 
2015; IAB-Forschungsbericht 16/2017, Produktivitätsunter-
schiede zwischen West- und Ostdeutschland und mögliche 
Erklärungsfaktoren; Jahresbericht der Bundesregierung zum 
Stand der deutschen Einheit 2016. 



8 den zwischen den Betriebsgrößen deut-
lich. Die Produktivität je Beschäftigten 
in Westdeutschland in Betrieben ab 500 
Beschäftigte gleich 100 Prozent gesetzt, 
betrug diese in Ostdeutschland in den 
Größengruppen 1–9: 51 Prozent, 10–49: 
63 Prozent und 50–249: 80 Prozent. Die 
West-Ost-Unterschiede in der Produk-
tivität lagen in allen Betriebsgrößen bis 
249 Beschäftigten nicht höher als 15 Pro-
zentpunkte, in der Größengruppe ab 250 
Beschäftigten jedoch bei über 30 Pro-
zentpunkten.
Der direkte Zusammenhang zwischen 
Betriebsgröße und Produktivität im Ost-
West-Vergleich wird durch die Bezie-
hungen der Betriebsgröße zu anderen 
Indikatoren wie FuE-Intensität und Inno-
vationen unterstrichen. In Westdeutsch-
land waren von den in FuE Beschäftigten 
56 Prozent in größeren Betrieben (ab 250 
Beschäftigten) tätig, in Ostdeutschland 
nur 30 Prozent. Die höhere FuE-Intensi-
tät in Westdeutschland schlägt sich auch 
in einem höheren Anteil der Betriebe 
des Verarbeitenden Gewerbes in West-
deutschland im Vergleich zu Ostdeutsch-
land nieder, die Produkt- und Prozessin-
novationen durchführen (2014 lagen 
diese Anteile in Westdeutschland jeweils 
um rund 6 Prozentpunkte höher als in 
Ostdeutschland; IAB 2016: 86 ff.).
Zusammenfassend kann davon ausge-
gangen werden, dass etwa die Hälfte des 
ostdeutschen Produktivitätsrückstands 
von 25 bis 30 Prozent auf die kleintei-
lige Größenstruktur der ostdeutschen 
Wirtschaft, mit Ausnahme der Landwirt-
schaft, zurückzuführen ist. Die in den 
verschiedenen Quellen ausgewiesenen 
Rückstände differieren teilweise. Diese 
Unterschiede betragen aber jeweils nur 
wenige Prozentpunkte und ändern nichts 

an den getroffenen Grundaussagen. In-
teressant bei diesem Ost-West-Vergleich 
ist, dass der Anteil der Beschäftigten für 
Tätigkeiten, die eine abgeschlossene Be-
rufsausbildung bzw. einen Hochschul-
abschluss forderten, in Ostdeutschland 
höher lag: Er betrug 2015 in Ostdeutsch-
land 80 Prozent und in Westdeutschland 
71 Prozent (ebd.: 16).

Die Phase einer starken Konvergenz
In dieser zweiten Entwicklungspha-
se 1992 bis 1995/96 übertraf das Wirt-
schaftswachstum im Osten das des 
Westens. In diesem Jahrfünft verringer-
te sich der Abstand zwischen Ost- und 
Westdeutschland im BIP je Einwohner 
um mehr als 20 Prozentpunkte. Setzt 
man jedoch 1989 als Basis an, so waren 
es (wegen des Absturzes 1990/91) nur 
10 Punkte. Hinsichtlich der wirtschaftli-
chen Konvergenz war dies die insgesamt 
erfolgreichste Periode in der Entwick-
lung der neuen Bundesländer. Sie wur-
de vor allem getragen von einer starken 
Erhöhung der Bruttoanlageinvestitionen 
in Ostdeutschland. Bei einem Bevölke-
rungsanteil der neuen Bundesländer von 
19,0 Prozent 1991 und 17,4 Prozent 1995 
stieg der Anteil an den Bruttoanlagein-
vestitionen Deutschlands von 13,0 Pro-
zent 1991 auf 24,5 Prozent 1995 (Arbeits-
gruppe Alternative Wirtschaftspolitik 
2010b: 56). Diese Erhöhung der Investi-
tionsintensität wurde vor allem getragen 
von den Bauinvestitionen und zeigte sich 
in einer sichtbaren Modernisierung des 
Gebäude- und speziell des Wohnungsbe-
stands der Städte sowie im Ausbau der 
Ost-West-Hauptverkehrsadern. Sie wa-
ren jedoch kaum mit einer Industriepo-
litik und einer Förderung der ländlichen 
Räume verbunden.



9Die Phase geringer Konvergenz und 
teilweiser Stagnation im Anglei-
chungsprozess
In den Jahren nach 1996 gab es zwar 
noch gewisse, aber insgesamt nur ge-
ringe Fortschritte in der Konvergenz. Von 
1996 bis 2000 gab es hinsichtlich des 
wirtschaftlichen Leistungsniveaus ei-
nen Stillstand in der Konvergenz. Danach 
vollzieht sich der Aufholprozess nur noch 
«in Trippelschritten», da es der Wirtschaft 
in den neuen Ländern kaum mehr ge-
lingt, eine gegenüber den alten Ländern 
höhere Dynamik zu entfalten. Seit der 
Finanz- und Wirtschaftskrise gibt es kei-
ne eindeutige Richtung für den Konver-

genzprozess. In einigen Jahren war das 
Wachstum um wenige Zehntelprozent in 
den alten, in anderen in den neuen Bun-
desländern höher. Da seit 1997 im Osten 
auch die Investitionen (in neue Ausrüs-
tungen und Anlagen) hinter der Entwick-
lung in den alten Ländern zurückblieben, 
ist auch perspektivisch nicht mit einer 
Forcierung des Konvergenzprozesses zu 
rechnen. 
Die Entwicklung der neuen Bundeslän-
der, darunter vor allem ihr relatives Ent-
wicklungsniveau im Vergleich mit den al-
ten Bundeländern, soll in den folgenden 
Tabellen dargestellt werden.

Tabelle 2: EinwohnerInnen, Produktion und Beschäftigung  
in den neuen Bundesländern – Niveaugrößen

1991 1995 2000 2005 2010 2015 (a)

EinwohnerInnen

BIP nominal

Erwerbstätige Inland 

Erwerbstätige 
InländerInnen

Pendlersaldo

Beschäftigungsgrad

Arbeitslose

Erwerbspersonen

Arbeitslosenquote

Pro-Kopf-Produktion

Arbeitsproduktivität

1.000 Pers.

Mio. Euro

1.000 Pers.

Mio. Std.

1.000 Pers. 

1.000 Pers.

%

1.000 Pers.

1.000 Pers.

%

EUR je Einw.

EUR je Person

EUR je Stunde

14.625

107.373

6.787

6.994�

-207

47,8

826

7.820

10,6

7.342

15.821

14.152

206.981

6.105

0

6.320�

-215

44,7

971

7.291

13,3

14.626

33.906

13.788

231.439

6.008

9.378

6.358�

-350

46,1

1.244

7.602

16,4

16.785

38.519

24,68

13.219

253.211

5.670

8.545

6.059�

-389

45,8

1.295

7.354

17,6

19.155

44.659

29,63

12.677

285.630

5.882

8.622

6.294�

-412

49,7

780

7.074

11,0

22.532

48.560

33,13

12.507

330.849

5.878

8.441

6.274�

-379

50,2

579

6.895

9,0

26.453

56.284

39,19

a) kursiv jeweils 2014

Quelle für die Tabellen 1 bis 3: Arbeitskreis VGR der Länder (Stand: April 2016); Ludwig (2017: 600) 



10 Tabelle 3: Anteil neue Bundesländer an Deutschland in Prozent 

1991 1995 2000 2005 2010 2015 (a)

EinwohnerInnen

BIP nominal

Erwerbstätige Inland

Erwerbstätige 
InländerInnen

Arbeitslose

Erwerbspersonen

Basis: Person

Stunden

18,3

6,8

17,5

18,0�

31,7

18,9

17,4

10,9

16,1

16,7�

26,9

17,6

16,9

10,9

15,1

16,2

16,0�

32,0

17,4

16,3

11,0

14,4

15,4

15,4�

26,6

16,7

15,8

11,1

14,3

15,1

15,4�

24,1

16,0

15,4

11,0

13,7

14,6

14,7�

20,7

15,1

a) kursiv jeweils 2014

Tabelle 4: Verhältnis neue zu alten Bundesländern in Prozent

1991 1995 2000 2005 2010 2015 (a)

Pro-Kopf-Produktion

Arbeitsproduktivität

Beschäftigungsgrad

Arbeitslosenquote

Basis Person

Stunden

32,6

34,4

k. A.

98,1

199,9

58,1

63,8

k. A.

95,0

172,6

60,3

69,3

63,6

93,3

223,1

63,7

73,4

68,0

94,2

181,4

66,4

74,4

69,9

95,3

166,6

68,2

78,1

73,5

97,0

149,0

a) kursiv jeweils 2014

Die Unterschiede, die in den neuen Bun-
desländern zwischen dem relativen Ni-
veau des BIP je Einwohner und je Er-
werbstätigem bestehen, und deren 
teilweise entgegengesetzte Entwick-
lung sind auf die Unterschiede bei der Er-
werbsbeteiligung und der Arbeitslosen-
quote zurückzuführen. In der DDR war 
die Erwerbsbeteiligung wesentlich höher 
als in der BRD. Nach 1990 hat sich die-
ses Verhältnis jedoch umgekehrt. Dies 
schlägt sich unter anderem darin nieder, 
dass das Angleichungsniveau in der Ar-
beitsproduktivität um 10 Prozentpunk-

te über dem entsprechenden Niveau bei 
der Angleichung des BIP je Einwohner 
liegt. Das geringere relative Niveau des 
BIP je Erwerbstätigenstunde gegenüber 
dem BIP je Erwerbstätigem spiegelt die 
längere Arbeitszeit der ostdeutschen Er-
werbstätigen wider.
Eine wichtige Grundlage für den rela-
tiv starken ostdeutschen Aufholprozess 
in der Zeit von 1992 bis etwa Mitte der 
1990er Jahre war die Erhöhung der In-
vestitionen und die Modernisierung der 
Produktionsanlagen.



11Tabelle 5: Investitions- und Kapitalintensität der Wirtschaft  
in den neuen Bundesländern (alte Bundesländer = 100)

1991 1995 2000 2005 2010 2013

Investitionsintensität (a)

  Ausrüstungen (b)

  Bauten

65,0

54,3

76,6

156,7

98,5

204,5

114,7

87,8

144,5

89,3

70,1

113,9

84,1

76,0

93,3

81,3

76,7

86,1

Kapitalintensität (c)

  Ausrüstungen (b)

  Bauten

37,3

26,2

40,8

54,4

45,1

57,0

73,9

72,8

74,3

82,4

82,9

82,3

85,0

83,8

85,3

88,0

86,3

88,4

Modernitätsgrad

  Ausrüstungen (b)

  Bauten

95,9

108,1

92,3

111,5

127,6

107,4

116,7

118,2

116,1

113,7

103,4

116,3

110,9

97,3

113,9

109,4

96,1

112,2

a) neue Anlagen je Erwerbstätigem zu Wiederbeschaffungspreisen, b) einschließlich sonstiger 
Anlagen, c) Angaben je Erwerbstätigem zu Wiederbeschaffungspreisen

Quellen: VGR der Länder (Berechnungsstand: Juni 2016); die Tabelle wurde übernommen aus Ludwig 
(2017: 588)

Wie bereits erwähnt, stiegen in den Jah-
ren 1991 bis 1995 die Investitionen je 
Einwohner (Investitionen in neue Aus-
rüstungen und sonstige Anlagen sowie 
neue Bauten) in den neuen Bundeslän-
dern in einem hohen Tempo an. Sie er-
reichten 7.325 Euro und lagen damit um 
rund 2.000 Euro über der westdeutschen 
Größe. Dies war vor allem auf die erheb-
liche Ausweitung der Baukapazitäten zu-
rückzuführen. Die Investitionen in neue 
Ausrüstungen und sonstige Anlagen je 
Einwohner lagen im Unterschied zu den 
Bauinvestitionen unter der westdeut-
schen Größe. In den Jahren danach setz-
te sich die insgesamt rasche Entwick-
lung der Investitionen nicht fort. 2014 
lagen die Investitionen in neue Ausrüs-
tungen und sonstige Anlagen mit 2.672 
Euro etwas mehr als 30 Prozent unter der 
westdeutschen Größe. Auch die Investi-
tionen in neue Bauten lagen je Einwoh-
ner um mehr als 20 Prozent darunter (be-
rechnet nach Wirtschaftsdaten – Neue 
Länder 2017).

Die Aufwendungen für FuE und der da-
von abhängige Umfang des FuE-Perso-
nals sind weitere für die Entwicklung der 
wirtschaftlichen Leistungs- und Wettbe-
werbsfähigkeit entscheidende Einfluss-
größen. Nach einer weitgehenden Liqui-
dierung großer Forschungszentren der 
Akademie der Wissenschaften der DDR 
und der Kombinate schmolz das FuE-Po-
tenzial der neuen Bundesländer stark zu-
sammen. Das FuE-Potenzial in Personen 
auf je 10.000 Erwerbstätige betrug 1995 
77 Personen in den neuen Bundeslän-
dern gegenüber 136 Personen in West-
deutschland. Es wuchs zwar bis 2014 auf 
108 Personen, blieb aber gegenüber dem 
Zuwachs in Westdeutschland auf 170 
weiter zurück, sodass der absolute Ost-
West-Abstand noch etwas zunahm (be-
rechnet nach ebd.: 93)
Für die Entwicklung in den neuen Bun-
desländern war in den ersten Jahren 
nach der Wirtschafts- und Währungsuni-
on ein bedeutend rascheres Wachstum 
der Verwendungsgrößen des BIP gegen-



12 über den Produktionsgrößen charakte-
ristisch. Dadurch entstand ein bedeuten-
der Überschuss der Inlandsverwendung 
gegenüber der Inlandsproduktion, der 
zwar in seiner relativen und absoluten 
Größe zurückgegangen ist, jedoch bis 
heute fortbesteht. 
Gegenüber 1989 stieg 1991 in den neu-
en Bundesländern die gesamte Inlands-
verwendung auf 130,7 Prozent, darunter 
die Konsumausgaben auf 131,4 Prozent 
und die Bruttoanlageinvestitionen auf 
128,4 Prozent. Dadurch erhöhte sich 
1991 das relative Niveau der inländi-
schen Verwendung je Einwohner in 
den neuen Bundesländern im Verhält-
nis zu Deutschland gegenüber 1989 
bei der gesamten inländischen Verwen-
dung von 0,60 auf 0,75, bei den priva-
ten Haushalten von 0,61 auf 0,74, beim 
Staat von 0,60 auf 0,86 und bei den Brut-
toanlageinvestitionen von 0,58 auf 0,71 
(Heske 2005: 86 f.) Wie bereits erwähnt, 
klafften in den neuen Bundesländern 
Nachfrage (Verwendung) und Produkti-
on weit auseinander. Dieser Saldo betrug 
1991 75 Prozent (Überschuss der Ver-
wendung gegenüber der Produktion in 
Prozent). Er sank in den Folgejahren auf 
52 Prozent (1995), 38 Prozent (2010) und 
13 Prozent (2015) (Ludwig 2017: 605).
Er blieb aber weiterhin hoch und wird 
bis heute kaum geringer geworden sein. 
Aus diesem bis heute anhaltenden Über-
schuss der Inlandsverwendung ergibt 
sich als Konsequenz: «Der Wirtschafts-
kreislauf in den neuen Bundesländern 
trägt sich damit auf gesamtwirtschaftli-
cher Ebene nicht selbst. Die Produktion 
vor Ort deckt die hiesige Nachfrage auch 
25 Jahre nach der Wiederherstellung der 
deutschen Einheit nicht ab. Der Kreislauf 
wird Jahr für Jahr finanziell durch milliar-
denschwere West-Ost-Transfers vor al-

lem aus den öffentlichen Haushalten und 
güterseitig im Wesentlichen durch Liefe-
rungen aus den alten Bundesländern in 
Gang gehalten.» (Ebd.) Hierauf ist auch 
zurückzuführen, dass die Konvergenz bei 
den Indikatoren, die den Verbrauch cha-
rakterisieren, in der Tendenz um mehrere 
Prozent höher ist als bei den Indikatoren, 
die die Wirtschaftsleistung kennzeich-
nen: etwa 80 bis 85 Prozent zu 70 bis 
75 Prozent. 
Resümierend lässt sich zum Aufholpro-
zess der neuen Bundesländer seit 1991 
festhalten: Im ersten Jahrfünft (1991–
1995) verringerte sich der Abstand zwi-
schen Ost- und Westdeutschland um 
mehr als 20 Prozentpunkte. Setzt man je-
doch 1989 als Basis an, so war der Auf-
holprozess wesentlich schwächer. Für 
weitere 10 Prozentpunkte im Anglei-
chungsprozess bedurfte es einer Zeit-
spanne von 15 Jahren (1996–2010). Seit-
dem geht es nur mit kleinen Schritten 
voran. Angesichts der Entwicklung der 
Erwerbstätigkeit und der Investitionen 
und der fast 30-jährigen Zeitspanne, die 
schon seit der Vereinigung vergangen 
ist, spricht nichts dafür, dass das Kon-
vergenzziel, die Niveauangleichung, bis 
2020 erreicht werden wird. Die ostdeut-
sche Wirtschaft wird auch mehr als drei 
Jahrzehnte nach der Vereinigung bei et-
wa 75 bis 80 Prozent des Westniveaus 
liegen.
Ökonometrische Berechnungen besa-
gen, dass eine vollständige Konvergenz 
«erst nach rund 50 Jahren» zu erwarten 
ist (Scheufele/Ludwig 2009: 406 f.). Be-
rücksichtigt man zudem die divergen-
te Bevölkerungsentwicklung in Ost und 
West, den Alterungs- und Schrump-
fungsprozess sowie die Tatsache, dass 
mittlerweile fast 30 Jahre verstrichen 
sind, so erscheint selbst diese Prognose 



13als zu optimistisch. Wahrscheinlicher ist, 
dass der Abstand zwischen Ostdeutsch-
land im Zuge zunehmender regionaler 
Differenzierungsprozesse sowohl in und 
zwischen den neuen Bundesländern als 
auch in und zwischen den alten Bun-
desländern zu den wirtschaftlich star-
ken Metropolenräumen im Westen und 
im Süden der Republik nach wie vor sehr 
groß bleiben wird. 
Die Gründe dafür sind vorwiegend struk-
tureller Natur. Sie haben vor allem, wie 
bereits nachgewiesen wurde, mit der 
kleinteiligen Wirtschaft, mit dem Feh-
len von Großbetrieben, größeren For-
schungszentren und Metropolenräumen 
zu tun. Selbst Berlin ist als Metropo-
le wirtschaftlich schwach und keines-
wegs etwa mit London, Paris, Moskau 
oder Warschau vergleichbar. Der Anteil 
des Verarbeitenden Gewerbes an der 

Bruttowertschöpfung beträgt im Osten 
15,1 Prozent, im Westen aber 23,0 Pro-
zent (diese und folgende Angaben zu 
den Beschäftigten beziehen sich auf den 
Stand 2013). Im Westen zählen 34,6 Pro-
zent der ArbeitnehmerInnen als Füh-
rungskräfte und Hochqualifizierte, im 
Osten nur 28,7 Prozent (Brenke 2014: 
947 ff.). Die Produktivitätslücke lässt sich 
kurzfristig nicht schließen.
Die bisherige Entwicklung in den neu-
en Bundesländern nach der Vereinigung 
könnte mit den Worten charakterisiert 
werden: vom Absturz über einen Konver-
genzprozess zur Parallelentwicklung auf 
einem niedrigeren Niveau. Nach 2019, 
wenn der Solidarpakt II und der «Aufbau 
Ost» auslaufen, besteht die Gefahr, dass 
das Konvergenzziel als politische Aufga-
be gänzlich von der Agenda verschwin-
den wird.



14 3 EXKURS ZU PROBLEMEN DER LANDWIRTSCHAFT 
UND DER LÄNDLICHEN RÄUME

Ergebnisse und Probleme  
der Entwicklung der ostdeutschen 
Landwirtschaft5

Für eine fundierte Analyse der ostdeut-
schen Entwicklung seit der Vereinigung 
kommt der Entwicklung der Landwirt-
schaft und der ländlichen Räume in den 
neuen Bundesländern eine wichtige Rolle 
zu. Leider findet diese Problematik in den 
meisten Publikationen zu Ostdeutschland 
nicht die notwendige Beachtung.
Die Transformation der einstigen DDR-
Landwirtschaft und deren Integration in 

den Agrarmarkt der EU gelten allgemein 
als weitgehend gelungen. Dieser Befund 
scheint im Vergleich zur Industrie und 
mit Blick auf die katastrophalen Folgen 
der Privatisierungspolitik im Agrarbe-
reich anderer einst staatssozialistischer 
Länder zuzutreffen. Trotz eines beträcht-
lichen agrarstrukturellen Wandels ist die 
Landwirtschaft in allen neuen Bundes-
ländern keine Kopie der West-Landwirt-
schaft geworden. Prägend sind weiterhin 
große Agrarbetriebe. 

Tabelle 6: Unterschiedliche Agrarstrukturen in Ost und West 2016 

Betriebe Fläche Ø Betriebsgröße

Anzahl Anteil an BRD in % Anteil an BRD in %
landwirtschaftlich 

genutze Fläche in ha

NBL 24.712 9 33 223

ABL 250.680 91 67 44

Quelle: Statistisches Bundesamt (2017a); eigene Berechnungen

Massiver Arbeitsplatzabbau und 
widersprüchliche Ergebnisse bei  
der Produktivitätsentwicklung
Die Landwirtschaft war der Wirtschafts-
bereich, in dem seit 1989 prozentual der 
größte Beschäftigungsabbau stattgefun-
den hat: Allein 1990/91 verloren 58 Pro-
zent der dort Erwerbstätigen ihre Arbeit. 
In den Dörfern verschlechterte sich die 
Lebenssituation, auch weil die Nach-
folgeunternehmen der Landwirtschaft-
lichen Produktionsgenossenschaften 
(LPG) die zu DDR-Zeiten betriebenen Ein-
richtungen der Daseinsvorsorge (Kinder-
gärten, Erholungs- und Kultureinrichtun-
gen etc.) meist nicht weiterführten. Die 
Folgen waren demnach massive Arbeits-

platzverluste, ein rapider Verfall der Infra-
struktur in den Dörfern und der Wegzug 
vieler vorwiegend jüngerer Menschen. 
Nach dem heftigen Aderlass in den 
1990er Jahren ist der Arbeitskräftebe-
stand der Ost-Landwirtschaft in den Jahr-
zehnten danach relativ stabil geblieben. 
Das gegenwärtige Bild der ostdeutschen 
Landwirtschaft ist widersprüchlich. Ei-
nerseits weist sie eine deutlich höhere 
Arbeitsproduktivität auf als die westdeut-
sche. Das resultiert u. a. aus der Nutzung 
der größenbedingten Skaleneffekte. An-

5  Die folgenden Passagen zur ostdeutschen Landwirtschaft 
und zu den abgehängten ländlichen Räumen beruhen auf ei-
ner nicht veröffentlichten Ausarbeitung von Wolfgang Jahn 
vom August 2018. 



15dererseits ist aber die Flächenproduktivi-
tät weitaus niedriger. Hauptgrund dafür 
sind nicht geringere pflanzliche Hektar-
erträge und Tierleistungen als im Wes-
ten (hier gibt es kaum Unterschiede), 
sondern dass insgesamt im Vergleich 
zu Westdeutschland deutlich weniger 
Tiere gehalten werden. Die einmal re-
duzierten Tierbestände wurden nicht 
wiederaufgebaut. Inzwischen sind viele 
Betriebe ohne Tierhaltung. Oft durchra-
tionalisiert – die Arbeitsproduktivität je 
Arbeitskrafteinheit war im Durchschnitt 
der Jahre 2012 bis 2016 um 27,5 Pro-
zent höher als im Westen –, liegt der Bei-
trag zur Bruttowertschöpfung (BWS) je 

Hektar landwirtschaftliche Nutzfläche 
nur bei 60 Prozent des Beitrags der alten 
Bundesländer (Statistisches Bundesamt 
2018b u. 2017b).
Die folgende Tabelle zeigt die Entwick-
lung der Tierbestände in Ost- und West-
deutschland zwischen 1989 und 2017. 
Hier wird auch deutlich, dass die DDR 
1989 über einen Viehbestand verfügte, 
der nur geringfügig unter dem der BRD 
lag. Damit und aufgrund einer größeren 
Flächenausstattung pro Kopf der Bevöl-
kerung konnte die DDR im Unterschied 
zu heute die Eigenversorgung der Bevöl-
kerung mit Grundnahrungsmitteln tieri-
scher Herkunft sichern.

Tabelle 7: Entwicklung der Tierbestände in den neuen und alten Bundesländern

Maßeinheit Rinder Schweine Schafe
Lege

hennen
Großvieh
einheiten

DDR/NBL

1989 Stk./100 ha 93 194 42 403 96

2017 Stk./100 ha 40 77 9 308 42

2017 zu 1989 % 43 40 21 76 44

BRD/ABL

1989 Stk./100 ha 123 188 17 332 112

2017 Stk./100 ha 110 209 12 314 96

2017 zu 1989 % 89 111 71 95 86

Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR (1990); Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik 
Deutschland (1990); Statistisches Bundesamt (2018a); eigene Berechnungen

Veränderte Eigentümerstrukturen 
und Ausdifferenzierung der Land
bevölkerung
Die Agrarentwicklung in Ostdeutsch-
land wurde und wird auch künftig we-
sentlich von der Bodenpolitik beeinflusst. 
Der Umgang mit dem einst volkseigenen 
Land war Gegenstand erbitterter Ausein-
andersetzungen. Nachdem anfangs von 
der Treuhandanstalt und später durch die 
Bodenverwertungs- und -verwaltungs 
GmbH (BVVG) nur die Verpachtung der 
landwirtschaftlichen Flächen erfolgte, 

kam ab 1996 der subventionierte Verkauf 
auf Basis des Ausgleichsleistungsge-
setzes in Gang, von dem Alteigentümer 
wie auch ostdeutsche Agrarbetriebe und 
Landwirte profitierten. Ab 2010 kamen 
nur noch Alteigentümer in den Genuss 
dieser Regelung. Alle anderen mussten 
zum Verkehrswert kaufen. Forderungen, 
die Verpachtung dieser Bundesflächen 
als zweite Option dauerhaft zu installie-
ren, wurde nicht nachgekommen. Die 
Betriebe waren gezwungen, die Flächen 
von der BVVG zu kaufen. Inzwischen ist 



16 der größte Teil der einst volkseigenen 
land- und forstwirtschaftlichen Flächen 
privatisiert. Während die Agrarfläche 
(vorerst) größtenteils ostdeutsch blieb, 
gelangte der Wald überwiegend in west-
deutsche Hände. Insgesamt hat sich der 
Anteil der gepachteten Flächen in den 
ostdeutschen Agrarbetrieben zwischen 
1991 und 2016 von 78 auf 67 Prozent 
reduziert, liegt aber weiterhin über dem 
Anteil in den alten Bundesländern von 
54 Prozent (2016). 
Hochproblematisch ist die seit einigen 
Jahren vor allem in Mecklenburg-Vor-
pommern und Brandenburg zu beob-
achtende Tendenz, dass landwirtschafts-
ferne Investoren – u. a. westdeutsche 
Konzerne – und überregional agierende 
Landwirte Ackerflächen oder ganze Ag-
rarbetriebe kaufen. Landwirtschaftliche 
Flächen werden zu spekulativen Zwecken 
als sichere Anlageobjekte übernommen. 
Bei der Bewertung der Vorgänge in der 
ostdeutschen Landwirtschaft muss auch 
beachtet werden, dass immer mehr Ag-
rargenossenschaften Betriebsteile als 
GmbH ausgründen, die Teil eines Firmen-
verbunds darstellen. Zunehmend wer-
den ganze Genossenschaften zu Kapital-
gesellschaften. Die Zahl eingetragener 
Genossenschaften sank von 1.388 (1993) 
auf 925 (2016).6 Hiermit ist auch eine fort-
schreitende soziale Ausdifferenzierung 
der zuvor weitgehend egalitären ostdeut-
schen Agrarbevölkerung verbunden, die 
noch längst nicht zu Ende ist. Letztlich 
konzentrieren sich die Geschäftsanteile 
der Unternehmen in den Händen von im-
mer weniger Leuten, nachdem die Mehr-
heit der bereits Anfang der 1990er Jahre 
ausgeschiedenen LPG-Mitglieder im Er-
gebnis von Vermögensauseinanderset-
zungen, die infolge der geforderten Neu-
gründungen der Agrargenossenschaften 

notwendig wurden, in vielen Fällen mit 
zu niedrigen Auszahlungen abgefunden 
worden war. Damit sollte das Betriebs-
vermögen geschont werden – für viele 
Genossenschaften eine Bedingung zum 
Überleben.
In vielen ländlichen Regionen West wie 
Ost hat sich in den letzten Jahrzehnten die 
Lebensqualität deutlich verschlechtert: 
nur Schulbusverkehr, wenige Kommunen 
mit eigenen Schulen, kein Lebensmittella-
den, kein Arzt mehr. Nicht nur in den neu-
en Ländern, aber hier besonders, ist vielen 
Menschen emotional ihre Heimat genom-
men worden. Darunter leiden vor allem 
die Älteren, die weniger mobil sind, wäh-
rend es die Jüngeren zur Arbeit und zum 
Studium in die boomenden Regionen im 
Umkreis der Großstädte zieht. 
Inzwischen wird von der offiziellen Poli-
tik nach jahrelanger Kritik erkannt, dass 
hier ein starker Handlungsdruck be-
steht. Zwar gibt es erste Entscheidun-
gen, die finanziellen Mittel für die Ge-
meinschaftsaufgabe «Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes» 
aufzustocken und zu erweitern. Auch soll 
das Grundgesetz geändert werden, um 
diese zu einer Gemeinschaftsaufgabe 
«Ländliche Entwicklung» zu erweitern. 
Das stand bereits in der Koalitionsverein-
barung der alten Bundesregierung, blieb 
aber unerledigt. In den zurückliegenden 
Jahren wurden immer wieder Bundes-
mittel nicht in Anspruch genommen und 
verfielen, weil die Landesmittel für die 
Kofinanzierung fehlten oder die bürokra-
tischen Hürden zu hoch waren. 
In den ländlichen Raum fließen vor al-
lem Gelder des Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des 

6  Eigene Berechnungen von Wolfgang Jahn auf Grundlage 
verschiedener statistischer Quellen. 



17ländlichen Raums (ELER). Der Rege-
lungsrahmen führt zu einem enormen 
Verwaltungs- und Kontrollaufwand. Es 
besteht die Gefahr, an Vorschriften zu er-
sticken. Das dürfte mit eine Ursache da-
für sein, dass der Auszahlungsstand der 

Förderperiode 2014 bis 2020 im Frühjahr 
2018 (Stand: 31. März 2018) im Bundes-
durchschnitt erst 28 Prozent betrug, wo-
bei mit Ausnahme von Thüringen (34 %) 
alle neuen Länder darunter lagen (Land-
tag Sachsen-Anhalt 2018).

4 VERGLEICH DER ENTWICKLUNG OSTDEUTSCH­
LANDS NACH DER VEREINIGUNG MIT DER 
TRANSFORMATION ANDERER EHEMALIGER 
STAATSSOZIALISTISCHER LÄNDER OSTEUROPAS

Die Transformation der DDR in einen Teil 
des kapitalistischen Deutschland weist 
im Vergleich mit der Transformation der 
anderen staatssozialistischen Länder 
Osteuropas in kapitalistische Marktwirt-
schaften einige wesentliche Besonder-
heiten auf, die als «ostdeutsches Parado-
xon» (Roesler 2016) bezeichnet werden 
können. Das ostdeutsche Paradoxon be-
steht darin, dass die neuen Bundeslän-
der im Vergleich zu den osteuropäischen 
staatssozialistischen Ländern die objek-
tiv günstigsten Bedingungen und Vor-
aussetzungen für eine wirtschaftlich und 
sozial erfolgreiche Transformation besa-
ßen. Die tatsächlich erzielten wirtschaft-
lichen Ergebnisse vor allem in den ers-
ten Transformationsjahren waren jedoch 
enttäuschend und blieben sogar teilwei-
se hinter der wirtschaftlichen Entwick-
lung dieser Länder zurück.7 Nach den 
Berichten von Eurostat haben die meis-
ten mittel- und osteuropäischen Länder 
ihren Abstand zum EU-Durchschnitt so-
wohl im Vergleich zu 1990 als auch zu 
2000 stärker verringert als Ostdeutsch-
land.
Die DDR hatte nicht nur das vergleichs-
weise höchste BIP je Einwohner und die 
höchste Arbeitsproduktivität unter den 

staatssozialistischen Ländern, sondern 
verfügte auch über eine lange Tradition 
industrieller Entwicklung, über starke 
FuE-Potenziale sowie stabile Exportbe-
ziehungen. Hinzu kam, dass die Trans-
formation in eine kapitalistische Markt-
wirtschaft mit dem Vereinigungsprozess 
und damit mit der Integration in das 
wirtschaftlich stärkste Land der EU zu-
sammenfiel. Dadurch standen den neu-
en Bundesländern die Institutionen und 
Erfahrungen einer starken und funktio-
nierenden Marktwirtschaft von Beginn 
an zur Verfügung. Zugleich erhielten die 
neuen Bundesländer über Finanztrans-
fers aus dem Westen bedeutende finan-
zielle Unterstützung. 
Dieses Auseinanderklaffen zwischen 
den günstigsten objektiven Vorausset-
zungen und den unbefriedigenden und 
enttäuschenden wirtschaftlichen Ergeb-
nissen kann nur mit einer falschen Politik 
erklärt werden, die auf eine anhaltende 
Schocktherapie setzte und auf ein rigo-
roses Liquidieren von fast allem, was po-
sitive Erfahrungen der DDR betraf. Die 

7  In der Reihe «Hefte zur DDR-Geschichte» der Hellen Panke 
analysiert Jörg Roesler in Heft Nr. 145 (2016) ausführlich die 
verschiedenen Aspekte des ostdeutschen Paradoxons. 



18 Schocktherapie wurde auf Empfehlung 
hochgestellter westlicher Berater auch 
in den meisten anderen früheren RGW-
Ländern angewandt. Während sie dort 
aber infolge ihrer negativen Wirkungen 
durch eine gradualistische Politik er-
setzt wurde, blieb sie in den neuen Bun-
desländern faktisch bis zum Ende der 
Transformation bestimmend (vgl. ebd.). 
Im Unterschied zu den anderen früher 
staatssozialistischen Ländern wurden 
in der ehemaligen DDR fast die gesam-

te wirtschaftliche Elite und große Teile 
der wissenschaftlich-technischen Intel-
ligenz «abgewickelt». Sie verloren ihre 
qualifizierten Arbeitsplätze, die häufig 
von weniger qualifizierten Kräften aus 
den alten Bundesländern übernommen 
wurden.8 Zur wichtigsten Stütze für die 
Anschlusspolitik der Regierung Kohl 
und die rücksichtlose Übertragung der 
westdeutschen Verhältnisse auf die neu-
en Bundesländer wurde die Treuhand
anstalt.

5 FUNKTION UND WIRKSAMKEIT 
DER TREUHANDANSTALT 9

Die Treuhandanstalt (THA) wurde auf 
Beschluss des Ministerrats zur Zeit der 
Modrow-Regierung am 1. März 1990 ge-
gründet. Ihre Aufgabe sollte darin beste-
hen, das volkseigene Vermögen treuhän-
derisch im Interesse der Allgemeinheit 
zu verwalten, das heißt, es zu erhalten 
und zugleich die wirtschaftliche Tätigkeit 
der Unternehmen den marktwirtschaft-
lichen Verhältnissen anzupassen. Nach 
der Volkskammerwahl am 15. März 1990 
gehörte die Änderung der Aufgabenstel-
lung und des Charakters der THA zu den 
ersten Aktivitäten der neuen CDU/SPD-
Regierung unter Lothar de Maizière. Mit 
dem am 17. Juni von der neu gewählten 
Volkskammer beschlossenen Gesetz be-
stand ihr Auftrag nicht länger darin, das 
Volksvermögen der DDR zu erhalten, 
sondern in seiner raschen und umfas-
senden entschädigungslosen Privatisie-
rung. Eine wichtige Grundlage für diese 
Umwandlung der Aufgabe der THA bil-
dete die Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion, die am 1. Juli 1990 in Kraft 
trat. Mit dem Beitritt der DDR zur BRD 

am 3. Oktober wurde die THA dem Bun-
desfinanzministerium unterstellt. In kur-
zer Zeit ging die Führungsebene in west-
deutsche Hände über, alle wichtigen 
Funktionen wurden durch Manager aus 
den alten Bundesländern besetzt. Die 
Auseinandersetzung um «Sanierung vor 
Privatisierung» oder «Sanierung durch 
Privatisierung» wurde zugunsten des 
letzteren Prinzips entschieden. Die west-
deutschen Manager nutzten häufig ih-
re Tätigkeit in der THA im Interesse der 

8  Dies ist mit ein Grund für das Gefühl vieler Ostdeutschen, 
in der gemeinsamen Bundesrepublik nicht angekommen zu 
sein. In der empirischen Integrations- und Migrationsforschung 
werden Gemeinsamkeiten zwischen Ostdeutschen und Mus-
limen gesehen: «Bei Hinweisen auf Ungleichbehandlung wird 
von ‹Jammer-Ossis› gesprochen. ‹Immer diese Opferperspek-
tive›, heißt es zu den Muslimen. Auch der Vorwurf, ‹hier›, al-
so im ‹richtigen Deutschland›, nicht wirklich angekommen zu 
sein, trifft beide in vergleichbarer Weise – ebenso wie der, sich 
in der sozialen Hängematte auszuruhen und von Sozialleistun-
gen oder dem ‹Soli› zu leben. Sogar der Verweis, anfälliger für 
extremistische Positionen zu sein, trifft beide Gruppen, deren 
Männer als aggressiver und gewalttätiger gelten. Selbst die Be-
gründungen enthalten Analogien: Die einen schafften es auf-
grund ihrer antidemokratischen Religion nicht dazuzugehören 
und die anderen aufgrund ihrer Sozialisation in einem antide-
mokratischen System.» (Foroutan/Kubia 2018: 95 f.)  9  Grund-
lage für die folgenden Ausführungen sind Arbeitsgruppe Alter-
native Wirtschaftspolitik (2010 b: 62 ff.), Roesler (2005: 93 ff.) 
und Luft (1992). 



19Konzerne, mit denen sie eng liiert waren. 
In mehreren Fällen kam es zu schweren 
Rechtsverstößen und Schmiergeldzah-
lungen, zum Beispiel von Elf Acquitaine 
bei der Privatisierung der Leuna-Werke 
und von der Bremer Vulkan bei der Priva-
tisierung der Ostsee-Werften.
Der Autor der aktuell erschienenen Dis-
sertation «Die Treuhand» (Böick 2018) 
fasst in einem Interview zusammen: «Die 
Entwertung der Lebensläufe, das Gefühl 
von Unterwerfung – das alles ist untrenn-
bar auch mit der Treuhand verbunden. 
Sie ist zu einem Symbol geworden für ei-
ne anonyme Macht aus westlichen Kapi-
talisten, die den Daumen über das Wohl 
der Ostdeutschen hob oder senkte. Wir 
haben deshalb von einer erinnerungs-
kulturellen ‹Bad Bank› gesprochen, eine 
Art emotionales Endlager, wo die nega-
tiven Gefühle dieser Umbruchzeit vor 
sich hin glühen. Die Politik hat das lange 
nicht interessiert. Man dachte: Die Men-
schen werden ihre gewonnene Freiheit 
so schätzen, dass sie darüber hinweg-
sehen, wenn sie weniger verdienen und 
nichts erben. Die schönen Innenstädte, 
die Einkaufsmöglichkeiten werden sie 
verschmerzen lassen, dass sie nichts zu 
sagen haben, weil in Unternehmen, Ge-
richten, Universitäten Westdeutsche die 
Führungspositionen besetzen. Der Glau-
be, dass sich diese Unterschiede aus-
wachsen oder hingenommen werden, 
solange man nicht groß darüber spricht – 
das ist eine Lebenslüge der Politik.» (Süd-
deutsche Zeitung, 24.6.2018)
Die beschleunigte Privatisierung der ost-
deutschen volkseigenen Betriebe war in 
mehrfacher Hinsicht für die wirtschaftli-
che und soziale Entwicklung in den neu-
en Bundesländern schädlich:
–	� Die in Jahrzehnten in der DDR her-

ausgebildeten Unternehmens- und 

Betriebsstrukturen sowie die darauf 
beruhenden Wertschöpfungsketten 
wurden weitgehend liquidiert.

–	� Ein beträchtlicher Teil der ostdeut-
schen Betriebe wurde in verlängerte 
Werkbänke westdeutscher Unterneh-
men umgewandelt.

–	� In den ostdeutschen Regionen wur-
den die Interessen der dort ansässigen 
Bevölkerung zugunsten der Interessen 
größerer westdeutscher Unterneh-
men zurückgedrängt.

–	� Die Leistung der ostdeutschen Wirt-
schaft brach in den Jahren 1990 und 
1991 in einem Ausmaß ein, der weit 
größer war als die Produktionsrück-
gänge in den schwersten Wirtschafts-
krisen. Besonders stark war hiervon 
das Verarbeitende Gewerbe betrof-
fen, dessen Produktionsvolumen erst 
24 Jahre später die Produktionsgrö-
ße des letzten DDR-Jahrs erreichte. 
In den privatisierten Großunterneh-
men wurden die ostdeutschen Füh-
rungskräfte im großen Maßstab durch 
westdeutsche Spitzenmanager er-
setzt. 

–	� Mit dem Einbruch der Wirtschaftsleis-
tung der ostdeutschen Betriebe gin-
gen auch die finanziellen Einnahmen 
der Gebietskörperschaften und der 
Sozialversicherung stark zurück.

1994 wurde eine gewisse Schlussbilanz 
der Privatisierung durch die Treuhand 
gezogen. Vom gesamten ostdeutschen, 
von der THA verwalteten Produktivver-
mögen fielen bis Mitte 1994 80 Prozent 
an Westdeutsche, 14 Prozent an Auslän-
der und 6 Prozent an Ostdeutsche (Roes-
ler 2005: 102).
Die entstandene Eigentumsstruktur in 
den neuen Bundesländern wird mit den 
Daten der folgenden Tabelle charakteri-
siert.



20 Tabelle 8: Eigentümer an den Betrieben in den neuen Bundesländern  
im Jahr 1996
Alle Wirtschaftsbereiche, Anteile insgesamt in Prozent

Herkunft Betriebe (Anzahl) Beschäftigte (Anzahl) Geschäftsvolumen

Gebietsansässige 81 49 34

Westdeutsche 13 21 34

Ausländer 1 3 3

Staat 5 27 29

Insgesamt 100 100 100

Quellen: IAB-Betriebspanel 1997, Berechnungen des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle (IWH); 
zusammengestellt in Ludwig (2017: 585)

6 DEMOGRAFISCHE VERÄNDERUNGEN 
IN OSTDEUTSCHLAND

Für die Zukunft einer Region ist die Be-
völkerungsentwicklung wichtig. Ge-
rade hier gibt es große Unterschiede 
zwischen Ost- und Westdeutschland. 
Ursachen dafür sind die Wanderungsver-
luste des Ostens, die überproportionale 
Alterung der Bevölkerung und der Ge-
burtenrückgang seit 1990. Diese Prozes-
se bewirken, dass die ostdeutsche Bevöl-
kerung im Zeitverlauf sichtlich schrumpft 
und sich die Altersstruktur spürbar ver-
ändert. Das Ausmaß dieser als «demo-
grafischer Wandel» apostrophierten Ver-
änderung ist derart dramatisch, dass die 
neuen Länder international teilweise als 
«demografisches Krisengebiet» gelten. 
Hierfür gibt es mehrere bestimmen-
de Faktoren. Erstens die innerdeutsche 
Wanderung: Von 1989 bis 2013 über-
stieg die Zahl der Fortzüge aus Ost-
deutschland beständig die Zahl der Zu-
züge aus Westdeutschland, sodass 
der innerdeutsche Wanderungssaldo 
25-mal in Folge negativ war. 2012 be-
trug der Ost-West-Wanderungsverlust 
14.000 Personen. Da der positive Saldo 

gegenüber dem Ausland jedoch größer 
war, ergab sich erstmalig ein positiver 
Gesamteffekt (vgl. Brautzsch u. a. 2014: 
138 f.). Insgesamt vermag der Zuzug aus 
dem Ausland den Wanderungsverlust 
aber nicht auszugleichen, sodass es im 
Osten zu einem kontinuierlichen Bevöl-
kerungsrückgang kommt, während im 
Westen der Zuzug aus Ostdeutschland 
und aus dem Ausland den geburtenbe-
dingten Rückgang aufhält und die Bevöl-
kerung dort vorerst sogar noch wächst. 
Ein zweiter wichtiger Faktor für die de-
mografische Entwicklung ist die Alters- 
und Geschlechterstruktur der Fort- bzw. 
Zuziehenden: Es sind insbesondere Jün-
gere – darunter überproportional viele 
Frauen –, die vor allem infolge der – be-
sonders für Frauen – stark verschlech-
terten Beschäftigungsbedingungen aus 
den neuen Ländern wegziehen, während 
umgekehrt vor allem Ältere zuziehen. Die 
Folge ist eine verstärkte Alterung der ost-
deutschen Bevölkerung, während die 
westdeutsche Bevölkerung eine relative 
Verjüngung erfährt.



21Tabelle 9: Bevölkerungsentwicklung nach Ländern 1989–2030  
in 1.000 Personen

1989 1990 2007 2010 2013 2020P 2030P

Brandenburg 2.641 2.578 2.542 2.508 2.489 2.419 2.259

Mecklenburg-Vorpommern 1.964 1.924 1.687 1.647 1.624 1.529 1.412

Sachsen-Anhalt 2.965 2.874 2.429 2.345 2.285 2.085 1.895

Sachsen 4.901 4.764 4.234 4.154 4.123 3.909 3.635

Thüringen 2.684 2.611 2.301 2.241 2.203 2.028 1.860

neue Bundesländer (ohne Berlin) 15.155 14.751 13.188 12.894 12.724 11.970 11.061

Quelle: Statistisches Bundesamt (2014) �
P: Prognose gemäß 12. Koordinierter Bevölkerungsvorausberechnung

Der Schrumpfungsprozess ist keines-
wegs nur ein quantitatives Phänomen. 
Er beinhaltet auch strukturelle und qua-
litative Komponenten, etwa die Verschie-
bung in den Geschlechterproportio-
nen, die fortschreitende Alterung sowie 
den Rückgang des Bildungs-, Qualifi-
kations- und Kulturniveaus der verblei-
benden Bevölkerung infolge selektiver 
geschlechtsspezifischer, altersmäßiger 
und bildungsseitiger Mobilität. Das Aus-
maß der regionalen Unterschiede wird 
besonders deutlich beim Altenquotien-
ten, dem Verhältnis zwischen der Bevöl-
kerung im Rentenalter (65 Jahre und äl-
ter) zur Bevölkerung im Erwerbsalter (20 
Jahre bis unter 65 Jahre). Dieser Quoti-
ent (Personen im Rentenalter je 100 Per-
sonen im erwerbsfähigen Alter) betrug 
2015 in Deutschland gesamt 34,7. Alle 
ostdeutschen Bundesländer lagen über 
diesem Durchschnittswert: Die Streu-
ung reichte von 37,9 in Mecklenburg-
Vorpommern bis 43 in Sachsen. Nach 
der Bevölkerungsvorausberechnung 
wird sich der Altenquotient bis 2030 wei-
ter erhöhen und zugleich die Ost-West-
Differenzierung beträchtlich verstärken. 

Er wird etwa folgende Größen erreichen: 
Hamburg 38, Berlin und Bremen 46, 
Bayern  49, Nordrhein-Westfalen  50, 
Sachsen 65, in den anderen neuen Bun-
desländern wird er bei über 70 liegen 
(Statistische Ämter 2011).
Demografische Veränderungen können 
jedoch nicht allein mit den jeweiligen 
wirtschaftlichen und sozialen Bedin-
gungen erklärt werden. Sie sind auch 
Ausdruck eines gesellschaftlichen Um-
bruchs, der nicht nur Ostdeutschland 
betrifft. Hier treten die Folgen jedoch 
früher und weit stärker in Erscheinung 
als anderswo. Dies betrifft auch ihre 
Wirkungen für die Wirtschaft, weil mit 
der Bevölkerung insgesamt auch die Er-
werbsbevölkerung schrumpft und al-
tert, was erhebliche Auswirkungen auf 
die Erwerbstätigkeit, das Wirtschafts-
wachstum, die Höhe der Produktivität 
(BIP je Erwerbstätigem) und die Innova-
tivität hat. Die Zahl der Erwerbsperso-
nen sank in Ostdeutschland zwischen 
2007 und 2013 um rund 400.000, wäh-
rend sie in Westdeutschland um mehr 
als drei Millionen zunahm (Brenke 2014: 
955).



22 7 FAST DREI JAHRZEHNTE VEREINIGTES DEUTSCH­
LAND – VERFASSUNGSZIEL GLEICHWERTIGER 
LEBENSVERHÄLTNISSE NICHT ERREICHT

Im Unterschied zu den 1990er Jahren 
ist in der letzten Zeit die Konvergenzdy-
namik bei den Einkommen der priva-
ten Haushalte und beim Lebensniveau 
nicht mehr höher als bei der Leistungs-
entwicklung. Ähnlich wie bei den Wirt-
schaftsindikatoren ist auch hier, nach-
dem ein bestimmter Schwellenwert im 
Verhältnis zu Westdeutschland erreicht 
worden ist, eher eine Parallelentwicklung 
auszumachen. So entsprechen die Zu-
wachsraten beim verfügbaren Einkom-
men in Ostdeutschland seit dem Jahr 
2000 in etwa denen in Westdeutsch-
land, sodass ein Aufholen nicht erfolgt. 
Das verfügbare Einkommen je Einwoh-
ner in Ostdeutschland lag im Jahr 2013 
bei 83 Prozent des Westniveaus (ebd.: 
951). Die ostdeutschen Löhne lagen we-
sentlich unter diesem Niveau. Im Unter-
schied dazu betrugen die Renten und an-
dere Sozialeinkommen je Haushalt mehr 
als 100 Prozent des westdeutschen Ni-
veaus. Das ist insbesondere darauf zu-
rückzuführen, dass der Anteil der Bezie-

herInnen von Sozialeinkommen im Osten 
höher ist. 
In absoluten Zahlen gab es bei den Ein-
kommen im Osten auch in der Zeit seit 
2000 bzw. 2010 zwar auch weiter-
hin einen Zuwachs. Da dieser den der 
Westeinkommen zuletzt aber nicht mehr 
überstieg, veränderten sich die Ost-
West-Relationen seit Ende der 1990er 
Jahre kaum noch. Unter Beachtung der 
Preisunterschiede – laut dem Leibniz-
Institut für Wirtschaftsforschung Halle 
(IWH) liegen sie bei rund sechs Prozent 
zugunsten der neuen Bundesländer – be-
trägt das reale Konsumtionsniveau pro 
Einwohner im Osten etwa 90 Prozent 
des Westniveaus (vgl. Brautzsch u. a. 
2014: 146). Bei den Marktäquivalenzein-
kommen der privaten Haushalte sind die 
Unterschiede jedoch bedeutend größer. 
Dies resultiert, wie bereits erwähnt, vor 
allem aus dem höheren Anteil der nicht 
zu den Markteinkommen zählenden So-
zialeinkommen.

Tabelle 10: Ost-West-Relationen der Einkommen der privaten Haushalte  
1991–2012 (Westdeutschland = 100) 

1991 2000 2010 2016

Primäreinkommen 50 68 72 73

– Arbeitnehmerentgelt 59 75 77 77

– Selbstständigeneinkünfte 27 56 71 70

– Vermögenseinkommen 33 48 55 57

Sozialeinkommen 86 121 112 113

– Renten 75 109 113 117

verfügbare Einkommen 61 82 84 85

Quelle: Arbeitskreis VGR der Länder; eigene Berechnungen



23In den letzten Jahren hat sich die Ost-
West-Relation bei den Arbeitnehmer
entgelten und bei den verfügbaren Ein-
kommen der privaten Haushalte kaum 
geändert. Aus der Entwicklung seit 1991 
folgt, dass die Annäherung bei den Ein-
kommen und anderen lebensniveaube-
stimmenden Indikatoren in den 1990er 
Jahren sichtlich vorangeschritten ist, 
seitdem aber weitgehend stagniert. Die 
Einkommen sind im Laufe der Zeit in 
absoluten Zahlen in Ost und West ge-
stiegen. Dabei hat sich jedoch der ab-
solute Abstand zwischen Ost und West 
vergrößert. 
Aufschlussreich sind die beträchtlichen 
Unterschiede, die bei der Angleichung 
der Löhne zwischen den Tariflöhnen und 
den effektiven Löhnen bestehen. Das auf 
Grundlage von 50 Tarifbereichen bzw. 
-branchen ermittelte durchschnittliche 
Tarifniveau ostdeutscher Beschäftigter 
lag 2016 bei 97,5 Prozent des westdeut-
schen Niveaus. Bei den Effektivlöhnen 
wurden jedoch nur 83 Prozent dieses 
Niveaus erreicht. Zudem stagniert die-
ses Angleichungsniveau seit 20 Jah-
ren – 1996 lag es bei 80 Prozent. Ein ent-
scheidender Grund hierfür liegt in dem 
niedrigeren Grad der Tarifbindung ost-
deutscher Beschäftigter (vgl. DGB 2017: 
29 f.).
Die niedrigeren Einkommen wirken sich 
auch auf das Sparverhalten aus: Im Os-
ten ist die Sparquote der privaten Haus-
halte mit 8,2 Prozent niedriger als im 
Westen mit 9,6 Prozent (Angaben für 
2012 nach Brautzsch u. a. 2014: 146). 
Das private Vermögen wächst langsa-
mer, während die private Verschuldung 
stärker zunimmt und die Armutsgefähr-
dung deutlich höher ist. In Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen-Anhalt zum 
Beispiel beläuft sich der Anteil der von 

Armut bedrohten Haushalte inzwischen 
auf über 20 Prozent, während er in den 
süddeutschen Bundesländern unter 
14 Prozent liegt. 
Der bereits erwähnte Nachfrageüber-
hang wird vom IWH mit knapp 20 Pro-
zent angegeben. Etwa in dieser Größen-
ordnung fließen Finanztransfers in den 
Osten. Die wichtigsten Kanäle, über die 
das regionale Defizit Ostdeutschlands fi-
nanziert wird, sind bisher die Sozialver-
sicherungssysteme, der Länderfinanz-
ausgleich, der Solidarpakt II und die 
Einkommen der PendlerInnen (ebd.: 147). 
Wesentlich größer als bei den Einkom-
men sind die Ost-West-Unterschiede 
bei den privaten Vermögen. Dabei gilt 
es zu berücksichtigen, dass es infolge 
der 2:1-Umstellung der Geldvermögen 
zum 1. Juli 1990 sowie der Restitutions- 
und Privatisierungspraxis der Treuhand-
anstalt zu Beginn des Vereinigungspro-
zesses erst einmal zu einer signifikanten 
Verschlechterung der Ausgangsposition 
der ostdeutschen Bevölkerung und zu 
einer Verbesserung der Vermögenspo-
sition von Westdeutschen gekommen 
war. Dies betraf neben dem Geldvermö-
gen vor allem das Produktiv- bzw. Be-
triebsvermögen sowie Immobilien. In 
den Folgejahren kam es im Osten zu ei-
nem beachtlichen Vermögensaufbau, 
der zu einer Verbesserung der Ost-West-
Relation führte, nicht aber zu einer Ver-
ringerung der absoluten Vermögens-
differenz. Die Ost-West-Relation beim 
Reinvermögen stieg von 1990 bis 1997 
von 0,2 auf 0,4, die absolute Differenz je 
Einwohner aber erhöhte sich sogar et-
was (Deutsche Bundesbank 1999: 47). 
Neuere Erhebungen belegen, dass sich 
diese Entwicklung im darauffolgenden 
Jahrzehnt fortgesetzt hat: 2012 betrug 
der absolute Abstand bei den Nettover-



24 mögen 53.000 Euro und die Ost-West-
Relation lag bei 0,44. Bei Immobilien sind 
die westdeutschen Vermögen etwa drei 
Mal höher als in den neuen Bundeslän-
dern, bei Betriebsvermögen sind die Un-
terschiede noch weitaus größer. Im Hin-
blick auf die Vermögen erfolgt also kein 
Aufholen. Vielmehr vollzieht sich eine Pa-
rallelentwicklung, wodurch sich im Zeit-
verlauf zwar die statistischen Relationen 
verschieben, die gravierenden Niveauun-
terschiede aber bestehen bleiben. 
Die Angleichung der Lebensbedingun-
gen zwischen Ost- und Westdeutschland 
war1989/90 für viele Menschen in der 
DDR ein wichtiges Motiv, die deutsche 
Vereinigung zu fordern, und zugleich ein 
zentrales Ziel der Transformation. Grund-
lage hierfür war die im Grundgesetz ent-
haltene Verpflichtung, die Einheitlichkeit 
der Lebensverhältnisse im Bundesge-
biet zu wahren. Bei der Frage, wie dieses 
Ziel zu erreichen sei, überwog anfangs 
die Vorstellung, im Osten würde sich ein 
«zweites Wirtschaftswunder» ereignen 
und die neuen Länder könnten dadurch 
in kürzester Frist gegenüber den alten 
Ländern aufschließen. Die programma-
tischen Reden Helmut Kohls, in denen 
er den Ostdeutschen «blühende Land-
schaften» versprach, waren von dieser 
Zuversicht geprägt. Die Grundlage da-
für bildete die Überzeugung, dass die 
Übernahme der Wirtschafts- und Geld-
ordnung der Bundesrepublik, der Eigen-
tumsverhältnisse und des Rechtssys-
tems sowie die finanzielle Unterstützung 
durch öffentliche und private Transfers 
ausreichen würden, um eine wirtschaft-
liche Dynamik zu initiieren, die zur Kon-
vergenz beider Landesteile führen wür-
de. Als sich dies – nicht zuletzt infolge der 
Vereinigungspolitik selbst – als unrealis-
tisch erwies, reagierte die Politik mit ei-

ner Grundgesetzänderung: Der Passus 
«Wahrung der Einheitlichkeit der Lebens-
verhältnisse» wurde 1994 in «Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse» (Art 
72,2 GG) abgeändert. Damit wurde das 
Konvergenzziel aufgeweicht und der un-
terprivilegierte Status Ostdeutschlands 
dauerhaft mit dem Grundgesetz verein-
bar gemacht. Erst mit dem Jahresbericht 
2009 erfolgte ein Kurswechsel, indem 
festgestellt wurde, dass die Ursache für 
den Abstand zwischen Ost und West in 
«strukturellen Defiziten» liege, also in 
der geringen Zahl kapitalkräftiger Unter-
nehmen, im Fehlen von Großunterneh-
men und Konzernzentralen, Großbanken 
usw. Da diese Schwächen unmöglich 
mittelfristig behoben werden konnten, 
gleichzeitig aber auch nicht ewig ein 
Ziel verkündet werden kann, das uner-
reichbar bleibt, erfolgte eine Zielmodifi-
zierung: Galt bisher das Durchschnitts-
niveau West als Zielmarke, so wird nun 
eine «wirtschaftliche Konvergenz zwi-
schen den neuen Ländern und struktur-
schwächeren westdeutschen Ländern» 
angepeilt. Bezogen auf das BIP pro Kopf 
bedeutete dies nicht weniger als eine Re-
duzierung der Differenz zur Zielsetzung 
um rund die Hälfte. Dieses entschie-
den weniger anspruchsvolle Ziel bot der 
Bundesregierung bis 2019 eine «abseh-
bare Perspektive» (Bundesministerium 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
2009: 6). 
Im Jahresbericht 2013 musste die Bun-
desregierung einräumen, dass die Annä-
herung des materiellen Lebensniveaus 
fast zum Stillstand gekommen war. Sie 
betonte deshalb, dass die Lebensverhält-
nisse «neben dem erreichten materiellen 
Wohlstandsniveau» auch durch «nicht-
materielle Aspekte bestimmt» würden, 
beispielsweise durch «Bildung, Gesund-



25heit, Freiheit und demokratische Teilha-
be». Da die Fortschritte hier größer seien 
als in wirtschaftlicher und sozialer Hin-
sicht, sollten sich die Konvergenzbemü-
hungen künftig stärker auf diese Berei-
che konzentrieren (Bundesministerium 
des Inneren 2013: 5). Im Jahresbericht 
2014 schließlich räumte die Bundesre-
gierung ein, dass die wirtschaftlich be-
dingten Unterschiede zwischen Ost und 
West auch ein Vierteljahrhundert nach 
der Vereinigung immer «noch erheblich» 
seien. Der Schluss, der hieraus gezogen 
wurde, war aber nicht, die Anstrengun-
gen zur Beseitigung der Ursachen hierfür 
zu verstärken, sondern die Differenzen 
zu akzeptieren: «Regionale Unterschie-
de wird es in Deutschland immer ge-
ben – zwischen Nord und Süd genauso 
wie zwischen Ost und West. Nicht glei-
che, sondern gleichwertige Lebensbe-
dingungen zu schaffen ist daher das Ziel 
der Bundesregierung. (Bundesministeri-
um für Wirtschaft 2014: 7)
Insgesamt zeigt sich, «dass der Trans-
formationsprozess nach 1989 eben alles 
andere als glatt verlief, dass das Reden 
über Alternativlosigkeit immer auch von 
spezifischen Interessen begleitet war 
und gerade eine gegenwartsnahe Zeit-
geschichte gegenüber allzu einfachen 
Erzählungen der Zeitgenossen Distanz 
wahren sollte. Denn: Die ökonomischen 
Optionen waren auch 1989/90 vielfältig, 
und der Weg ost-westlicher Anpassung 
an den Kapitalismus war strittiger, als er 
sich in unserer Erinnerungslandschaft 
bislang niederschlägt. Aus der Treuhand, 
der marktwirtschaftlichen Traumprodu-
zentin des raschen Glücks, ist über die 
Jahre eine erinnerungskulturelle ‹Bad 
Bank› geworden. Im Westen kennt sie 
kaum noch jemand. Im Osten dagegen 
ist sie, gerade für die Alterskohorten der 

über 40-Jährigen, Teil einer immer noch 
währenden Verlusterfahrung und Pro-
jektionsfläche für all das, was nach 1989 
schiefgegangen ist.» (Süß 2018) Der 
Seelsorger Hans Bartosch, der sich seit 
vielen Jahren mit ostdeutschen Nach-
wende-Biografien befasst, hält in einem 
Interview vom Juli 2018 fest: «Aber ich 
sehe jeden Tag, wie nah und frisch die 
Erinnerungen an diese nun schon so lan-
ge zurückliegende Zeit bei vielen noch 
immer sind. Selbst bei den Jüngeren ist 
das noch so. Wenn unsere Krankenpfle-
geschüler und -schülerinnen – die sind 
Anfang 20 und kennen nur das wieder-
vereinigte Deutschland – über ihre Eltern 
sprechen, schwanken sie zwischen Stolz 
auf das, was die Eltern erreicht haben, 
und einem Verlorensein. Dieser These, 
wonach sich die jungen Leute nicht mehr 
dafür interessieren, muss ich ganz ent-
schieden widersprechen. Die stimmt ein-
fach nicht.» (Zit. nach: Hensel 2018)
Eine zusammenfassende Charakteri-
sierung der in fast drei Jahrzehnten er-
reichten Ergebnisse bei der Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse in den 
neuen Bundesländern sollte etwa wie 
folgt aussehen:
–	� In der Zeit nach der deutschen Verei-

nigung wurden wichtige Ergebnisse 
zur Verbesserung des Lebensniveaus 
der Bevölkerung erreicht. Dazu gehö-
ren: Erhöhung der Arbeitseinkommen 
und Renten, Verbesserung der Wohn-
verhältnisse, Ausstattung der Haus-
halte mit mehr qualitativ hochwerti-
gen Konsumgütern, insbesondere der 
Informations- und Kommunikations-
technik, erweiterte Möglichkeiten der 
Freizeitnutzung und des Reisens, ver-
besserte Bedingungen der Vereins- 
und Verbandskultur sowie insgesamt 
der demokratischen Teilhabe. Zugleich 



26 haben sich die Lebensbedingungen 
auf einigen für die Lebensqualität und 
die Zufriedenheit der Menschen sehr 
wichtigen Feldern verschlechtert: 
sprunghafter Anstieg der Massenar-
beitslosigkeit, Ausbreitung prekärer 
Arbeits- und Lebensverhältnisse so-
wie Zunahme der Armutsquote, Ver-
schlechterung der Chancengleichheit, 
insbesondere in der Bildung, Zunah-
me der Unsicherheit des Arbeitsplat-
zes und von Zukunftsängsten.

–	� Die Entwicklung vollzog sich wider-
spruchsvoll. Es traten in den jewei-
ligen Lebensbereichen gleichzeitig 
teilweise entgegengesetzte Entwick-
lungstrends auf: « […] neben Bevölke-
rungsrückgang stehen steigende Le-
benserwartung und längeres aktives 
Seniorensein, neben Einkommens-
zuwächsen stehen sinkende Renten-
beiträge der Neurentner und zuneh-
mende Armutsgefährdungen, neben 
sinkenden Schülerzahlen steigende 
Zahlen der Hochschulabsolventen, 
neben zunehmender Erwerbstätigkeit 
Trends zu mehr Teilzeit und prekärer 
Beschäftigung usw.» (Winkler 2015: 9) 
Die Entwicklung findet insgesamt eine 
positive Wertung, das heißt, die allge-
meine Lebenszufriedenheit der Mehr-
zahl der BürgerInnen der neuen Bun-
desländer ist hoch. Dabei gibt es in 
den letzten Jahren eine zunehmende 
Zahl von Menschen in Ost und West, 
die reale oder empfundene Wohl-
standsverluste haben (vgl. ebd.).

–	� Die Menschen in Ost und West sind 
in einem sehr unterschiedlichen Aus-
maß von der Herstellung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse betroffen. 
Während sie für die Menschen in den 
neuen Bundesländern die grundlegen-

den Bedingungen ihres Lebens beein-
flusst, eine besondere Priorität hat und 
als entscheidende Voraussetzung für 
die Vollendung der Einheit Deutsch-
lands angesehen wird, spielt dies für 
die Menschen in Westdeutschland 
nur eine untergeordnete Rolle. Das 
spiegelt sich auch darin wider, dass 
die überwiegende Mehrheit der Ost-
deutschen die Herstellung der Einheit 
Deutschlands als nicht vollendet an-
sieht, während diese Auffassung nur 
von einem Viertel der Westdeutschen 
geteilt wird.

–	� Insgesamt muss davon ausgegangen 
werden, dass angesichts der noch bei 
wichtigen Indikatoren bestehenden 
gravierenden Ost-West-Unterschiede 
die Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse nicht erreicht worden ist und 
deswegen nicht nur in den nächsten 
Jahren, sondern langfristig große An-
strengungen erforderlich sein werden. 
Erst wenn die Forderung des Grund-
gesetzes nach gleichwertigen Lebens-
verhältnissen Realität geworden ist, ist 
die deutsche Einheit vollendet.

–	� Die heute noch wesentlichen wirt-
schaftlichen und sozialen Ungleich-
heiten zwischen Ost und West können 
fast 30 Jahre nach der Herstellung der 
Einheit nicht mehr in erster Linie auf 
die unterschiedliche Vergangenheit 
zurückgeführt werden. Sie sind vor al-
lem eine Folge der verhängnisvollen 
Schocktherapie in den ersten Jahren 
nach dem Beitritt der DDR und der da-
mit eng verflochtenen Treuhandtätig-
keit sowie der den Anforderungen zur 
Vollendung der Einheit Deutschlands 
widersprechenden neoliberalen Wirt-
schafts-, Finanz-, Sozial- und Regio-
nalpolitik der Bundesregierung.



278 PERSPEKTIVEN FÜR DIE WEITERE ENTWICKLUNG 
IN OSTDEUTSCHLAND

Die vorstehend genannten Ergebnisse 
der deutschen Vereinigungspolitik – ins-
besondere die nicht gelösten Probleme 
der wirtschaftlichen und sozialen Konver-
genz sowie die hierfür entscheidenden 
Ursachen – bilden einen unverzichtbaren 
Ausgangspunkt, um die Aussichten für 
die weitere Entwicklung in den nächsten 
fünf bis zehn Jahren zu beurteilen und zu 
bestimmen, welche Aufgaben als Nächs-
tes in Angriff zu nehmen sind. Im Vorder-
grund sollten Maßnahmen stehen, die 
dazu beitragen, die Bedingungen für eine 
selbsttragende Wirtschaftsentwicklung 
im Osten zu verbessern, und die zugleich 
den insgesamt notwendigen sozialökolo-
gischen Umbau vorantreiben.
Diese Problematik gilt es stets im Zusam-
menhang mit der gesamtdeutschen und 
europäischen Entwicklung zu analysie-
ren. Bestimmend für diese Entwicklung 
werden in der nächsten Zeit voraussicht-
lich insbesondere folgende Zusammen-
hänge und Tendenzen sein: Verschär-
fung der Überakkumulationskrise und 
der Krise der internationalen Finanzbe-
ziehungen, Zuspitzung der Krise der Eu-
ropäischen Union, insbesondere der Eu-
ropäischen Währungsunion, Zunahme 
sozialer Ungleichheit und Armut, Aus-
weitung von Prekarisierungsprozessen 
in den Arbeits- und Lebensverhältnissen 
sowie mehr soziale Unsicherheit und Zu-
kunftsängste. 
Als Rahmenbedingungen und Faktoren 
sind dabei zu berücksichtigen:
–	� Die tiefen substanziellen Krisen der 

EU, die ihre Grundlagen erschüttern 
und infrage stellen können.

–	� Die ungleichgewichtigen Außenwirt-
schaftsbeziehungen Deutschlands, 

die sich in hohen, andere Länder be-
lastenden Export- und Leistungsbi-
lanzüberschüssen niederschlagen. 
Dies betrifft Westdeutschland in dop-
pelter Hinsicht, einmal gegenüber 
dem Ausland und zum anderen ge-
genüber Ostdeutschland, dessen 
Nachfrageüberhang durch Lieferüber-
schüsse vor allem Westdeutschlands 
gedeckt wird (Ludwig 2017: 605).

–	� Die Verschärfung des Wettbewerbs 
auf den internationalen Märkten, in 
der EU und innerhalb Deutschlands. 
Hier bestehen eindeutige Vorteile der 
leistungsfähigen, innovativen west-
deutschen Großunternehmen gegen-
über der kleinteiligen und weniger for-
schungsintensiven Wirtschaft in den 
neuen Bundesländern. Eine besonde-
re Problematik ergibt sich aus der spe-
zifischen Lage der ostdeutschen Un-
ternehmen zwischen den mittel- und 
osteuropäischen Ländern mit niedri-
geren Lohnstückkosten und den wett-
bewerbsstarken westdeutschen Un-
ternehmen.

–	� Die vierte industrielle Revolution (In-
dustrie 4.0), die auf der Basis der Di-
gitalisierung und einer neuen Qualität 
der Informations- und Kommunika-
tionstechnologien zu tief greifenden 
technologischen und strukturellen 
Veränderungen im Produktions- und 
Arbeitsprozess führen wird. In Zukunft 
werden Maschinen direkt mit Maschi-
nen vernetzt sein, durch intelligente 
Automaten wird bestimmt, welche 
Fertigungsprozesse wann und wo zu 
durchlaufen sind und wie spezifischen 
Kundenwünschen durch individuelle 
Lösungen entsprochen werden kann. 



28 –	� Die größeren Herausforderungen, die 
sich aus der Energiewende, der not-
wendigen Ressourcenersparnis und 
insgesamt des sozialökologischen 
Umbaus ergeben. Eine wichtige Auf-
gabe für Ostdeutschland besteht hier 
in der Ausarbeitung und konsequen-
ten Umsetzung eines Programms zum 
Braunkohleausstieg und zu den not-
wendigen Strukturveränderungen in 
den mit der Braunkohle verbundenen 
Produktionskomplexen. 

–	� Die Interdependenz der wirtschaftli-
chen und sozialen Entwicklung West- 
und Ostdeutschlands, die sich im 
Zeitverlauf wesentlich verändert hat. 
Auch künftig ist hier mit Veränderun-
gen zu rechnen: (1) Die Wirkungen des 
sprunghaften Anstiegs der Nachfra-
ge nach westdeutschen Gütern und 
Leistungen, die nach 1990 infolge der 
Einführung der D-Mark im Osten ent-
standen waren und die wesentlich 
zum Wachstumsboom der westdeut-
schen Wirtschaft beigetragen hat-
ten, sind vorbei. (2) Die Abwanderung 
junger, gut ausgebildeter Fachkräfte, 
durch die die Alters- und Qualifikati-
onsstruktur in den neuen Bundeslän-
dern nachhaltig negativ und in den al-

ten Bundesländern positiv verändert 
wurde, kommt allmählich zum Still-
stand. (3) Die West-Ost-Finanztrans-
fers haben sich gegenüber früheren 
Jahren verringert und würden, wenn 
keine wirksamen Festlegungen der 
Bundesregierung zur Fortsetzung der 
finanziellen Förderung strukturschwa-
cher Gebiete getroffen werden, mit 
dem Auslaufen des Solidarpakts II im 
Jahr 2019 weiter reduziert werden. 
Die Notwendigkeit einer finanziellen 
Wirtschaftsförderung besteht für vie-
le ostdeutsche Regionen aber weiter-
hin ebenso wie für strukturschwache 
westdeutsche Regionen. Dies hät-
te Konsequenzen bei der künftigen 
Ausgestaltung des Bund-Länder-Fi-
nanzausgleichs sowie der regionalen 
Wirtschaftsförderung haben müssen. 
Leider ist dieser Ausgleichsaspekt bei 
der Neuordnung des Länderfinanzaus-
gleichs vollständig unberücksichtigt 
geblieben (Troost 2015). Auch in Ost-
deutschland gibt es eine relativ starke 
Differenzierung ökonomischer und so-
zialer Indikatoren zwischen den Regio-
nen, vor allem in Süd-Nord-Richtung, 
die beim Einsatz der Mittel der Wirt-
schaftsförderung zu beachten ist. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Zensus 2011, 
Fortschreibung 2012 sowie eigene Berechnungen.

© Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 
Memorandum 2015
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29Abbildung 1: Wachsende und schrumpfende Regionen
Bevölkerungsentwicklung (Zensus) in Deutschland 2012
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30 Aus alledem ergibt sich, dass erhöhte 
Anstrengungen schon deshalb notwen-
dig sind, um zu verhindern, dass sich die 
Ost-West-Konvergenzlücke in nächster 
Zeit weiter vergrößert. Sie vollständig zu 
schließen, ist unter den derzeitigen Poli-
tikbedingungen in den nächsten Jahren 
illusorisch. Es muss aber weiter mit grö-
ßerer politischer Konsequenz darauf hin-
gearbeitet werden. 
Empfehlenswert bei der Erarbeitung ins-
besondere wirtschaftspolitischer Strate-
gien ist eine kritische Berücksichtigung 
der Studie «Leitbild ‹Ostdeutschland 
2020›» (Arbeitsgruppe 2009). Und dies 
aus mehreren Gründen: Dieses im Auf-
trag der Fraktionen der Partei DIE LIN-
KE in den Landtagen und im Deutschen 
Bundestag erstellte Konzept bietet ers-
tens die bisher umfassendste Ausar-
beitung einer Strategie zur Förderung 
der ökonomischen Entwicklung in Ost-
deutschland und ein entsprechendes 
Leitbild. Das Letztere setzt auf den Weg 
einer selbsttragenden Entwicklung und 
zukunftsfähigen Region, gegründet auf 
den Einstieg in den sozialökologischen 
Umbau der Gesellschaft. Zweitens be-
zieht sich die Studie auf einen Zeitraum, 
dessen Ende 2020 unmittelbar bevor-
steht. Von daher liegt es nahe, die dort 
formulierten Zielsetzungen mit dem tat-
sächlich Erreichten abzugleichen. Drit-
tens sind hier schon vor vielen Jahren die 
spezifischen Probleme der ostdeutschen 
Wirtschaftsentwicklung richtig benannt 
und analysiert worden.
Eine Auswertung dieser Studie von 2009 
zeigt: Dem angestrebten Leitbild einer 
selbsttragenden Entwicklung sind wir 
nicht wirklich nähergekommen. Ver-
gleichen wir die Aufgaben und Proble-
me von damals mit denen von heute, so 
müssen wir feststellen: Es hat sich in den 

vergangenen zehn Jahre kaum etwas 
getan. Von daher sollte angestrebt wer-
den, klarer die politischen und ökono-
mischen Voraussetzungen für verschie-
dene Zielsetzungen zu benennen. So ist 
etwa unseres Erachtens die im «Leitbild 
‹Ostdeutschland 2020›» begründete For-
derung nach einer Neu- und Reindustria-
lisierung Ostdeutschlands unrealistisch. 
Die Stärkung und innovative Erneue-
rung wesentlicher Teile der industriel-
len Basis und damit ein höherer Anteil 
an der gesamtwirtschaftlichen Wert-
schöpfung sind zwar dringend notwen-
dig, sollten aber anders konzipiert und 
begründet werden, und zwar stärker im 
Zusammenhang mit einer veränderten 
industriellen Strukturpolitik für Gesamt-
deutschland. Hierbei sollten die Aufgabe 
des sozialökologischen Umbaus, die Er-
haltung und der Ausbau der Infrastruktur 
sowie die Innovationsprozesse der Zu-
kunft, vor allem die Digitalisierung und 
Industrie 4.0, sowie die Verringerung der 
Exportüberschüsse Westdeutschlands 
im Zentrum stehen. Ein anderes Defizit 
des «Leitbilds 2020», wie übrigens ande-
rer linker wirtschaftspolitischer Vorstel-
lungen auch, besteht darin, dass Prob-
leme und Aufgaben der Landwirtschaft 
und der Entwicklung des ländlichen 
Raumes weitgehend ignoriert werden. 
Sie sollten jedoch speziell in Konzepten 
zur Stärkung der ökonomischen, sozi-
alen und ökologischen Strukturen Ost-
deutschlands einen wichtigen Platz ein-
nehmen.
Aus diesen Überlegungen zu den Rah-
menbedingungen der wirtschaftlichen, 
sozialen und ökologischen Entwicklung 
können folgende Anforderungen und 
Aufgaben an und für die Politik in den 
neuen Bundesländern abgeleitet wer-
den:



31–	� Stärkung der Zivilgesellschaft und ei-
nes demokratischen Gemeinwesens 
in Verbindung mit der Verbesserung 
der Kompetenz und aktiven Hand-
lungsfähigkeit regionaler Akteursver-
bünde und der Verwaltungsinstanzen 
in den Ländern, Kreisen und Kommu-
nen (vgl. Arbeitsgruppe 2009: 19 u. 
34 f.).

–	� Beseitigung noch bestehender Un-
gleichheiten bei der Höhe von Sozial-
leistungen (Angleichung der Renten-
werte, des Arbeitslosengeldes und der 
Hartz-IV-Leistungen); Einschränkung 
und schließlich Überwindung von Ost-
West-Ungleichheiten bei Tariflöhnen, 
Mindestlöhnen und Sonderzahlungen; 
Angleichung der tariflichen Arbeitszei-
ten. Dazu gilt es, einen höheren Grad 
der Tarifbindung der ostdeutschen Be-
schäftigten und bundesweit einheitli-
che Flächentarifverträge anzustreben 
sowie die Allgemeinverbindlichkeit 
von Tarifvereinbarungen zu erleich-
tern.

–	� Maßnahmen zur Fortführung der Wirt-
schaftsförderung für Ostdeutschland 
nach Auslaufen des Sozialpakts II bei 
gleichzeitiger Förderung struktur-
schwacher Regionen in den alten Bun-
desländern. Die Vergabe von Förder-
mitteln ist an die Einhaltung sozialer 
und ökologischer Kriterien zu binden.

–	� Flankierung der Finanztransfers durch 
ein Infrastrukturinvestitionsprogramm 
und die gezielte Förderung wirtschaft-
licher Innovationspotenziale. Dabei 
muss die Unterstützung von kleinen 
und mittleren Unternehmen einen be-
sonderen Schwerpunkt bilden. Es soll-
te angestrebt werden, den Abstand 
zwischen neuen und alten Bundes-
ländern bei den FuE-Aufwendungen 
je Erwerbstätigem in der Wirtschaft 

entscheidend zu reduzieren. Die rela-
tiv starken Forschungskapazitäten an 
den ostdeutschen Universitäten und 
Hochschulen sowie in öffentlich ge-
förderten Wissenschaftseinrichtun-
gen bieten noch viele besser nutzbare 
Möglichkeiten für eine wirksamere Zu-
sammenarbeit dieser Institutionen mit 
der ostdeutschen Wirtschaft und für 
die Stärkung von deren Innovations-
kraft. 

–	� Verbesserung der Bedingungen für 
eine wirksame regionale Strukturpoli-
tik durch die zielgerichtete Förderung 
und Nutzung von neuen zukunftsori-
entierten Potenzialen sowie durch die 
Herausbildung von Unternehmens-
netzwerken und industriellen Clustern, 
die zur Stärkung der Innovationskraft, 
zur Gewinnung notwendiger Fachkräf-
te und zur Erhöhung des Anteils wert-
schöpfungsintensiver Arbeiten beitra-
gen.

–	� Die Energiewende als eine tragen-
de Säule des sozialökologischen Um-
baus erfordert, die Braunkohlegewin-
nung einzustellen und für die davon 
betroffenen Regionen ein Konversi-
ons- und regionales Strukturentwick-
lungsprogramm aufzulegen, um die 
Arbeits- und Lebensbedingungen in 
den betroffenen Regionen nicht zu 
verschlechtern und ihre zukünftige 
Entwicklung zu sichern (vgl. Bartsch/
Gysi 2018).

–	� Es bedarf einer gemeinwohlorientier-
ten Agrarpolitik, die gleichzeitig den 
Bedürfnissen der Umwelt und den An-
forderungen entspricht, die sich aus 
der Nutzung von Potenzialen zur Pro-
duktivitätssteigerung und einer bes-
seren Bodennutzung ergeben. Diese 
Politik sollte darüber hinaus eine ge-
sündere Ernährung zum Ziel haben 



32 sowie den genossenschaftlichen Tra-
ditionen in Ostdeutschland und den 
damit zusammenhängenden spezifi-
schen Entwicklungsbedingungen der 
ostdeutschen Landwirtschaft so weit 
wie möglich gerecht werden. 

–	� Angesichts von Fehlentwicklungen 
ist künftig die Förderung vielseitiger 
Betriebe mit bodengebundener Tier-
haltung über die Neuausrichtung der 
bislang leistungslosen Direktzahlun-
gen (Flächenprämien) dringlich. Sol-
che Betriebe leisten einen wichtigen 
Beitrag für die Lebensfähigkeit ländli-
cher Räume. Sie sorgen mit ihrer Wirt-
schaftsweise für die Erhaltung und 
Mehrung der Bodenfruchtbarkeit, in-
dem sie zum Beispiel den Wirtschafts-
dünger auf der eigenen Fläche vertei-
len (ausgeglichener Humushaushalt) 
und mit ihren kleinräumig geschlos-
senen Kreisläufen das Risiko von Um-
weltbelastungen vermindern. Hierfür 
ist die Nutzung neuer wissenschaftli-
cher Erkenntnisse unerlässlich. 

–	� Ein hoher Stellenwert kommt einer 
Politik zur Entwicklung des ländlichen 
Raumes zu, die auf die Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen 
der Menschen in den Dörfern und in 
kleineren Städten gerichtet ist. Sie soll-
te realistische und möglichst konkrete 
Maßnahmen und Schritte vorgeben, 
die die Bedürfnisse und Wünsche der 
Menschen, aber ebenso die veränder-
ten Bedingungen, diese Wünsche tat-
sächlich zu erfüllen, berücksichtigen.

–	� Benötigt wird außerdem eine Dienst-
leistungspolitik zur Stärkung einer 
den Bedürfnissen der Menschen ent-
sprechenden Daseinsvorsorge, die 
den spezifischen regionalen Bedin-
gungen gerecht wird: «High-Road»- 
anstelle einer «Low-Road-Strategie» 

zum Ausbau des Dienstleistungssek-
tors (vgl. Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik 2009: 155 ff. sowie 
Beckmann/Kahrs 2013).

–	� Anzustreben wäre darüber hinaus eine 
überregionale Kooperation zwischen 
ost- und westdeutschen Unterneh-
men bis hin zur Bildung von Netzwer-
ken zur Stärkung von Innovationskraft 
sowie Präsenz und Angebotsmacht 
auf internationalen Märkten.

Aus diesen komplexen Problemen und 
Aufgaben ergibt sich die Frage, inwieweit 
es möglich sein wird, die im Ergebnis der 
Vereinigungspolitik entstandenen struk-
turellen Defizite der ostdeutschen Wirt-
schaft abzubauen, um die Lebensver-
hältnisse in den neuen Bundesländern zu 
verbessern und für eine selbsttragende 
Entwicklung zu sorgen. Aus einer Ana-
lyse dieser Defizite folgt, dass durch ge-
zielte Fördermaßnahmen am ehesten die 
zurückgebliebene innovative Basis der 
Wirtschaft und die Qualifikationsstruktur 
des ostdeutschen Erwerbstätigenpoten-
zials gestärkt werden könnten. Hiervon 
wären auch Effekte für die Erhöhung der 
Wettbewerbsfähigkeit ostdeutscher Un-
ternehmen zu erwarten. Notwendig er-
scheint zudem eine Änderung der Pers-
pektive für die Entwicklung des Ostens: 
weg von einem «Nachbau West» hin zu 
einem zukunftsorientierten sozialökolo-
gischen Umbau von Wirtschaft und Ge-
sellschaft sowie hin zu Entwicklungspro-
jekten, die die Stärken und Traditionen 
der ostdeutschen Wirtschaft bewusst 
aufgreifen und fördern. Dadurch ließe 
sich der Beitrag Ostdeutschlands zur ge-
samtdeutschen Wirtschaftsleistung er-
höhen. Um die Chancen für solche Alter-
nativen zu vergrößern, müsste verstärkt 
darüber aufgeklärt werden, dass die Exis-
tenz und die Entwicklung Ostdeutsch-



33lands als Transferökonomie mit einer 
deutlich niedrigeren Wirtschaftsleistung 
als in Westdeutschland nicht nur für die 
Menschen im Osten, sondern auch für 
die im Westen nachteilig sind. Langfristig 
werden Schritte zur Realisierung dieser 
Alternativen, auch wenn sie zunächst mit 
zusätzlichen Aufwendungen verbunden 
sein werden, für die Menschen in ganz 
Deutschland vorteilhaft sein.
Langfristige Lösungen der ostdeutschen 
Entwicklungsprobleme, insbesondere 
der Übergang zu einer selbsttragenden 
ökonomischen Entwicklung, verlangen 
einen grundlegenden Politikwechsel und 
die Orientierung an einem Wirtschafts-
modell, das die Erfordernisse eines um-
fassenden sozialökologischen Umbaus 
in Deutschland und in der EU berück-
sichtigt.
Um die weiterhin in langfristiger Hinsicht 
wirkenden unterschiedlichen Entwick-
lungen (wirtschaftlich und sozial) auszu-
gleichen, bedarf es gezielter und massi-
ver öffentlicher Investitionen in Bereiche 
der öffentlichen Infrastruktur (Energie, 
Verkehr und Mobilität, Information und 
Kommunikation etc.) sowie der «immate-
riellen» Infrastruktur wie Bildung, Pflege, 
Gesundheit und Kultur. 
Auch die Anschubfinanzierungen und 
finanzielle Unterstützung unterneh-
merischer Tätigkeiten besonders in ge-
meinwohlorientierten Bereichen (wie 
Wohnungsbau oder alternative Mobi-
litätskonzepte in ländlichen Bereichen) 
brauchen eine Schwerpunktsetzung 
und Verstetigung, insbesondere vor dem 
Hintergrund des auslaufenden Solidar-
pakts II.

Im Zuge der Auswirkungen der digita-
len Revolution bedarf es in den ostdeut-
schen (besonders ländlichen) Regionen 
zudem einer Fokussierung der staatli-
chen Förderung auf gemeinwohlorien-
tierte Zukunftstechnologien, ganz im Sin-
ne einer erweiterten Herangehensweise 
an die öffentliche Daseinsvorsorge und 
Infrastruktur.
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